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1 Zusammenfassung des Berichts 

Die Tarifvertragsparteien der Land- und Forstwirt- 
schaft haben durch Tarifvertrag vom 20. November 
1973, der durch den Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung für allgemeinverbindlich erklärt 
worden ist, mit Wirkung vom 1. Juli 1972 ein Zu- 
satzversorgungswerk für Arbeitnehmer in der Land- 
und Forstwirtschaft e. V. (ZLF) errichtet. In der 
Land- und Forstwirtschaft ständig beschäftigte Ar- 
beitnehmer erwerben nach den im Tarifvertrag ver- 
einbarten Regelungen einen Anspruch auf eine Bei- 
hilfe zu ihren Renten aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen. Die Beihilfen werden durch Beiträ- 
ge der Arbeitgeber finanziert. Ende 1976 wurden 
für 62 637 Arbeitnehmer Beiträge an das Zusatzver- 
sorgungswerk entrichtet. Der Monatsbeiträg beträgt 
zur Zeit 10 DM. 

Ziel des Tarifvertrages ist die Verbesserung der so- 
zialen Lage der Landarbeiter im Alter sowie die Er- 
haltung qualifizierter Arbeitskräfte für die Land- 
und Forstwirtschaft durch Aussicht auf eine ver- 
besserte soziale Lage im Alter. 

Durch das Gesetz über die Errichtung einer Zusatz- 
versorgungskasse für Arbeitnehmer in der Land- 
und Forstwirtschaft (ZVALG) vom 31. Juli 1974 
(BGBL I S. 1660) wurde die Zusatzversorgungskasse 
für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft 
(ZLA) als Anstalt des öffentlichen Rechts gegrün- 
det. Sie soll die Zielsetzung des Tarifvertrages da- 
durch unterstützen, daß sie auf Kosten des Bundes 
die alten und uralten Lasten der Zusatzaltersversor- 
gung der Arbeitnehmer der Land- und Forstwirt- 
schaft übernimmt. Das Gesetz sieht daher vor, daß 
die Zusatzversorgungskasse an ehemalige Arbeit- 
nehmer der Land- und Forstwirtschaft, die wegen 
ihres Alters keine Ansprüche (uralte Last) oder nur 
geringe Ansprüche (alte Last) gegen das Zusatzver- 
sorgungswerk erwerben können, eine Ausgleichs- 
leistung zahlt. Außerdem soll die Verwaltungsar- 
beit des Zusatzversorgungswerks dadurch erleich- 
tert werden, daß seine Verwaltungsaufgaben der 
öffentlich-rechtlich organisierten Zusatzversor- 
gungskasse und — soweit die Verwaltungsaufga- 
ben ortsnah zu erledigen sind — den landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften übertragen 
werden können. Ende 1976 erhielten 33 547 Berech- 
tigte die Ausgleichsleistung. Hierfür wurden 1976 
16,8 Millionen DM aufgewandt. 

Alle am Bericht beteiligten Stellen und Organisa- 
tionen sind zu der Schlußfolgerung gekommen, daß 
die in das Gesetz gesetzten Erwartungen erfüllt 
worden sind: 

— Ältere land- und forstwirtschaftliche Arbeitneh- 
mer, die wegen ihres vorgerückten Alters keine 
oder nur geringe Ansprüche gegen das tarifver- 
tragliche Zusatzversorgungswerk haben, erfah- 
ren durch die vom Bund aufgebrachten Aus- 
gleichsleistungen eine Verbesserung ihrer Al- 
terssicherung. 


— Die von den Tarifvertragsparteien der Land- und 
Forstwirtschaft ins Leben gerufene tarifvertrag- 
liche Zusatzaltersversorgung wird bei Wahrung 
der Unabhängigkeit der Tarifvertragsparteien 
durch einen eingespielten, mit den Verhältnis- 
sen der ländlichen Bevölkerung vertrauten Ver- 
waltungsapparat kostengünstig durchgeführt. 

Grundlegende Änderungen des Gesetzes sind — 
auch nach Ansicht der befragten Stellen und Orga- 
nisationen — nicht erforderlich. Die Bundesregie- 
rung ist daher der Auffassung, daß sich das Gesetz 
über die Errichtung einer Zusatzversorgungskasse 
für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft 
bewährt hat. 


2 Aufgabe und Inhalt des Berichts 

Anläßlich der Verabschiedung des Gesetzes über 
die Errichtung einer Zusatzversorgungskasse für 
Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft 
(ZVALG) vom 31. Juli 1974 (BGBL I S. 1660) hat der 
Deutsche Bundestag am 5. Juni 1974 die Bundesre- 
gierung ersucht, bis 30. Juni 1977 dem Parlament 
einen Bericht über die Erfahrungen bei der Durch- 
führung dieses Gesetzes vorzulegen. 

Der Bericht soll insbesondere zu folgenden Fragen 
Stellung nehmen: 

— Höhe der Ausgleichsleistung (§ 14 ZVALG); 

— Stichtag zur Abgrenzung des leistungsberechtig- 
ten Personenkreises (§ 12 ZVALG); 

— Organisationsform der Zusatzaltersversorgung. 

Die Vorbereitung des Berichts hat der Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ge- 
meinsam mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung übernommen. Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat die 
beteiligten Bundesminister, die Minister und Sena- 
toren für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
der Länder, die Minister und Senatoren für Arbeit 
und Soziales der Länder, die Spitzenverbände der 
landwirtschaftlichen Sozialversicherungsträger, die 
Verbände der Arbeitgeber und die Gewerkschaft 
Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft über ihre Er- 
fahrungen bei der Anwendung des Gesetzes be- 
fragt. Außerdem wurden der Bundesrechnungshof 
und das Bundesversicherungsamt zur Stellungnah- 
me aufgefordert. 

Die Befragten wurden gebeten, insbesondere zu fol- 
genden Punkten Stellung zu nehmen: 

1. Organisation 

2. Zusammenarbeit zwischen Zusatzversorgungs- 
kasse und Zusatzversorgungswerk 

3. Zusammenarbeit zwischen Zusatzversorgungs- 
kasse und landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften 
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4. Ausgleichsleistungen 

5. Verwaltungsverfahren 

6. Sonstiges 

Auf diesen Stellungnahmen — vor allem der Äuße- 
rung der Zusatzversorgungskasse und des Zusatz- 
versorgungswerks — beruht der nachfolgende Er- 
fahrungsbericht. Grundlegende Novellierungswün- 
sche wurden nicht geäußert; es wurden lediglich 
Änderungswünsche zu Einzelfragen vorgetragen 
(vgl. hierzu Teil 8 des Berichts). 


3 Ziele des Gesetzes 

Die soziale Lage ehemaliger Arbeitnehmer der 
Land- und Forstwirtschaft im Alter ist in der Regel 
erheblich ungünstiger als bei vergleichbaren Ar- 
beitnehmern anderer Wirtschaftszweige. Dies liegt 
zum einen daran, daß die Löhne der Arbeitnehmer 
der Land- und Forstwirtschaft — wie die Grünen 
Berichte bzw. Agrarberichte der Bundesregierung 
ausweisen — seit Jahrzehnten um etwa 30 v. H. un- 
ter den Löhnen vergleichbarer Arbeitnehmer ande- 
rer Wirtschaftszweige liegen. Die anderen Ursa- 
chen für den niedrigen Lebensstandard ehemaliger 
Landarbeiter liegen darin, daß Vorteile des aktiven 
Erwerbslebens (preiswerte Werkswohnungen, nied- 
rig bewertete Deputate, Selbstversorgung mit Le- 
bensmitteln durch Überlassung von Grundstücken 
des Betriebes) mit dem Eintritt in den Ruhestand 
entfallen und zu Marktbedingungen ersetzt werden 
müssen. Für den ehemaligen Landarbeiter ist mit 
dem Eintritt in den Ruhestand daher in der Regel 
nicht nur eine Verringerung der Bareinnahmen, 
sondern auch eine Verteuerung der Lebenshal- 
tungskosten verbunden. 

Die Tarifvertragsparteien der Land- und Forstwirt- 
schaft haben daher durch Tarifvertrag eine Zusatz- 
altersversorgung für Arbeitnehmer der Land- und 
Forstwirtschaft vereinbart. Diese Zusatzaltersver- 
sorgung verfolgt zwei Zielsetzungen; 

— Verbesserung der Einkommenslage der Rentner, 
die während ihres Erwerbslebens in der Land- 
und Forstwirtschaft gearbeitet haben. 

— Erhaltung qualifizierter Arbeitskräfte für die 
Landwirtschaft durch die Aussicht auf eine ver- 
besserte soziale Lage im Alter. 

Das Gesetz über die Errichtung einer Zusatzversor- 
gungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft (ZVALG) soll diese Ziele unterstüt- 
zen: 

Die Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft zahlt an ehemalige 
Land- und Forstarbeiter, die wegen ihres vorge- 
rückten Alters keine oder nur geringe Ansprüche 
gegen die tarifvertraglich vereinbarte Zusatzalters- 
versorgung haben, aus Bundesmitteln eine Aus- 
gleichsleistung. Die näheren Voraussetzungen für 
die Ausgleichsleistung werden im Gesetz umschrie- 
ben. Außerdem soll die Verwaltungsarbeit der tarif- 
vertraglich vereinbarten Zusatzaltersversorgung 
dadurch erleichtert werden, daß die Zusatzversor- 


gungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft — eine Anstalt des öffentlichen 
Rechts — und die landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften die Aufgaben der Zusatzaltersver- 
sorgung durchführen können. 


4 Die tarifvertragliche Zusatzaltersversorgung 

Die Zusatzaltersversorgung der Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft ist durch den Tarif- 
vertrag über eine Zusatzversorgung der Arbeitneh- 
mer in der Land- und Forstwirtschaft vom 20. No- 
vember 1973 mit Wirkung vom 1. Juli 1972; begrün- 
det worden. Vertragsparteien sind auf der Arbeit- 
nehmerseite die Gewerkschaft Gartenbau, Land- 
und Forstwirtschaft; die Arbeitgeber werden durch 
die Mitgliedsverbände des Gesamtverbandes der 
Deutschen Land- und Forstwirtschaftlichen Arbeit- 
geberverände e. V., den Landesverband für Garten- 
bau und Landwirtschaft, Berlin e. V. und den Ar- 
beitgeberverband für Landwirtschaft und Garten- 
bau, Saarbrücken, vertreten. Der Tarifvertrag ist 
mit Wirkung vom 1. Juli 1972 durch den Bundesmi- 
nister für Arbeit und Sozialordnung für allgemein- 
verbindlich erklärt worden (Bundesanzeiger Nr. 14 
verbindlich erklärt worden (BAnz. Nr. 14 vom 22. Ja- 
nuar 1974). Die tarifvertragliche Zusatzaltersversor- 
gung ist damit eine Einrichtung, die ausschließlich 
in der Verantwortung der Tarifvertragsparteien der 
Land- und Forstwirtschaft liegt. Änderungen und Er- 
gänzungen sind nur durch Tarifvertrag möglich. 

Der vorliegende Erfahrungsbericht beschränkt sich, 
entsprechend dem Berichtsauftrag de^ Deutschen 
Bundestages, auf die Darstellung der Erfahrungen 
bei der Ausführung des Gesetzes über die Errich- 
tung einer Zusatzversorgungskasse für Arbeitneh- 
mer in der Land- und Forstwirtschaft, über die ta- 
rifvertraglich vereinbarte Zusatzaltersversorgung 
muß berichtet werden, soweit es zum Verständnis 
des Gesetzes erforderlich ist. 

4.1 Begünstiger Personenkreis 

Der Tarifvertrag gilt grundsätzlich für alle ständig 
beschäftigten und in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung versicherten Arbeitnehmer sowie die Aus- 
zubildenden der Land- und Forstwirtschaft. 

Ausgenommen sind 

— Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis voraus- 
sichtlich nicht länger als sechs Monate dau- 
ert, 

— Arbeitnehmer, die nur eine Nebenbeschäftigung 
(§ 1228 Abs. 2 Buchstabe b der Reichsversiche- 
rungsordnung) in einem Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft ausüben und 

— Auszubildende, die wegen ihres nahen Ver- 
wandtschaftsverhältnisses zu ihrem Arbeitgeber 
als mitarbeitende Familienangehörige nach den 
Vorschriften des Gesetzes über die Krankenver- 
sicherung der Landwirte versicherungspflichtig 
sind. 
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Ausgenommen sind ferner Arbeitnehmer, wenn 

1. eine Anwartschaft oder ein Anspruch auf le- 
benslängliche Versorgung nach beamtenrechtli- 
chen Vorschriften oder Grundsätzen oder ent- 
sprechenden kirchenrechtlichen Regelungen 
mindestens in Höhe der beamtenrechtlichen 
Mindestversorgungsbezüge besteht und Hinter- 
bliebenenversorgung gewährleistet ist; 

2. nach einer Ruhelohnordnung oder einer entspre- 
chenden Bestimmung eine Anwartschaft oder 
ein Anspruch auf ein Ruhegeld oder einen Ru- 
helohn besteht und Hinterbliebenenversorgung 
gewährleistet ist; 

3. sie für das bei den Beteiligten bestehende Ar- 
beitsverhältnis aufgrund gesetzlicher, tariflicher 
oder vertraglicher Vorschrift einer anderen Zu- 
satzversorgungseinrichtung angehören müssen 
(hiervon sind insbesondere die in Forsten der 
öffentlichen Hand beschäftigten Arbeitnehmer 
betroffen); 

4. sie das 65. Lebensjahr vollendet haben, es sei 
denn, sie werden weiter beschäftigt, weil die 
Voraussetzungen für das Altersruhegeld der ge- 
setzlichen Rentenversicherung oder die Warte- 
zeit für die tarifvertraglich vereinbarten Lei- 
stungen noch nicht erfüllt sind. 

Eine Übergangsvorschrift des Tarifvertrages stellt 
sicher, daß Arbeitnehmer, die bei Inkrafttreten des 
Tarifvertrages bereits eine zusätzliche Alterssiche- 
rung haben, nicht durch den Tarifvertrag berührt 
werden, wenn die Leistungen der anderen zusätzli- 
chen Alterssicherungen quantitativ und qualitativ 
mindestens den Leistungen nach dem Tarifvertrag 
entsprechen. 

Zu den landwirtschaftlichen Betrieben im Sinne des 
Tarifvertrages gehören auch die Betriebe des land- 
wirtschaftlichen Obst- und Gemüsebaus, des Wein- 
baus sowie der Teichwirtschaft und der Fischzucht 
sowie deren Nebenbetriebe. Ist ein Betrieb sowohl 
der gewerblichen Wirtschaft als auch der Land- 
und Forstwirtschaft zuzurechnen, so unterliegen die 
Arbeitnehmer dieses Betriebes dem Tarifvertrag, 
wenn der land- und forstwirtschaftliche Charakter 
des Betriebes überwiegt. Betreibt ein gewerbliches 
Unternehmen Land- und Forstwirtschaft durch ei- 
nen selbständigen Nebenbetrieb oder eine Betriebs- 
abteilung, so unterliegen die Arbeitnehmer dieses 
Nebenbetriebes oder der Betriebsabteilung dem Ta- 
rifvertrag. 

Der Tarifvertrag bestimmt das Gebiet der Bundesre- 
publik Deutschland und Berlin (West) als seinen 
räumlichen Geltungsbereich. 


4.2 Leistungen 

Als Leistungen sieht der Tarifvertrag Beihilfen vor, 
die zu den Altersruhegeldern, den Renten wegen 
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit sowie den Wit- 
wen- bzw. Witwerrenten der gesetzlichen Renten- 
versicherung gezahlt werden. 


Der Arbeitnehmer muß für alle Beihilfen eine War- 
tezeit von 180 Kalendermonaten erfüllt haben. Zur 
Erfüllung der Wartezeit werden folgende Zeiten an- 
gerechnet: 

— Zeiten, für die nach dem Tarifvertrag Beiträge 
entrichtet worden sind. 

— Zeiten vor dem l.Juli 1972, für die bei einem 
früheren Inkrafttreten des Tarifvertrages Beiträ- 
ge zu entrichten gewesen wären. 

— Ersatz- und Ausfallzeiten im Sinne der gesetzli- 
chen Rentenversicherung, durch die eine Be- 
schäftigung als landwirtschaftlicher Arbeitneh- 
mer unterbrochen worden ist. 

— Zeiten, für die aufgrund landesrechtlicher Vor- 
schriften eine Anpassungshilfe für ältere land- 
wirtschaftliche Arbeitnehmer gezahlt worden 
ist. 

Die Wartezeit braucht nicht erfüllt zu sein, wenn 
der Versicherungsfall infolge eines Arbeitsunfalls 
oder einer Berufskrankheit in der Land- und Forst- 
wirtschaft eintritt. Zeiten einer Beschäftigung als 
landwirtschaftlicher Arbeitnehmer außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes werden zur Er- 
füllung der Wartezeit angerechnet, wenn diese Zei- 
ten aufgrund der Vorschriften des Fremdrentenge- 
setzes bei der Berechnung der Rente der gesetzli- 
chen Rentenversicherung angerechnet werden. Hin- 
terbliebene Ehegatten erhalten die Beihilfe nur, 
wenn die Ehe mit dem verstorbenen Arbeitnehmer 
vor Vollendung des 65. Lebensjahres des Verstorbe- 
nen geschlossen worden war. 

Die Höhe der Beihilfe ist von der Dauer der Bei- 
tragszahlung zur Zusatzversorgung abhängig. Für 
die Zeit vom l.Juli 1972 bis 30. Juni 1978 beträgt 
die Beihilfe zum Altersruhegeld und zur Erwerbs- 
unfähigkeitsrente monatlich 2,50 DM für jeweils 
zwölf Monate Beitragsleistung; zur Berufsunfähig- 
keitsrente und zur Hinterbliebenenrente wird die 
Beihilfe in Höhe von zwei Dritteln dieses Betrages 

— also 1,67 DM monatlich — für jeweils zwölf Mo- 
nate Beitragsleistung gezahlt. Die Tarifvertragspar- 
teien haben sich verpflichtet, bis zum 30. Juni 1978 
eine neue Vereinbarung über die ab l.Juli 1978 
geltende Beihilfenhöhe zu treffen. 

Die Beihilfen werden auf Antrag gewährt. Sie wer- 
den einmal jährlich nachträglich ausgezahlt. 


Übersicht 1 


Leistungen nach dem Tarifvertrag 



1974 

1975 

197()'| 

Leistungs- 




empfänger am 
Jahresende .... 

340 

1 952 

3 582 

Aufwand .... DM 

3712 

69 980 

177 058 


*) vorläufig 
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4.3 Mittelaufbringung 

Die tarifvertraglich vereinbarten Beihilfen werden 
allein durch die Arbeitgeber der Land- und Forst- 
wirtschaft aufgebracht. Der Monatsbeitrag beträgt 
für jeden dem Tarifvertrag unterliegenden Arbeit- 
nehmer und Auszubildenden 10 DM. Der Beitrag ist 
nachträglich jeweils für ein Jahr der Beschäfti- 
gungszeit zu zahlen. 


Übersicht 2 


Arbeitnehmer, für die Beitragspflicht des Arbeitge- 
bers nach dem Tarifvertrag besteht 



1974 

1975 

1976 ') 

Insgesamt 

69 958 

65 513 

62 637 

davon Ausländer . 

1 487 

1 392 

1 242 

Beitragspflichtige 
Arbeitgeber .... 

45 085 

40 034 

38 640 


*) vorläufig 


4.4 Organisation 

Zur Durchführung der Zusatzversorgung haben die 
Tarifvertragsparteien ein „Zusatzversorgungswerk 
für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirt- 
schaft" gegründet, welches zunächst als nicht ein- 
getragener Verein tätig war. Am 29. Dezember 1975 
ist das Zusatzversorgungswerk in das Vereinsregi- 
ster beim Amtsgericht Kassel eingetragen wor- 
den. 

Das Zusatzversorgungswerk ist eine gemeinsame 
Einrichtung der Tarifvertragsparteien der Land- 
und Forstwirtschaft im Sinne des Tarifvertragsge- 
setzes. Das Zusatzversorgungswerk dient aus- 
schließlich gemeinnützigen Zwecken. Es strebt kei- 
ne Gewinne an. Die Mitglieder erhalten keine Ge- 
winne oder Gewinnanteile. 

Mitglieder sind die Vertragsparteien des Versor- 
gungstarifvertrages und der Gesamtverband der 
Deutschen Land- und Forstwirtschaftlichen Arbeit- 
geberverbände e. V. Die Mitglieder üben ihre Rech- 
te durch die Mitgliederversammlung aus, in die je- 
des Mitglied auf Arbeitgeberseite einen Delegierten 
und die Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forst- 
wirtschaft eine der Zahl aller Arbeitgeberverbände 
entsprechende Zahl von Delegierten entsendet. Ver- 
waltet wird das Zusatzversorgungswerk durch den 
aus je drei Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertre- 
tern gebildeten ehrenamtlich tätigen Vorstand, der 
von der Mitgliederversammlung gewählt wird. Der 
Vorsitz im Vorstand wechselt jährlich zum 1. Okto- 
ber zwischen einem Vertreter der Arbeitgeber und 
einem Vertreter der Arbeitnehmer. 

Mit Genehmigung des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung hat das Zu- 
satzversorgungswerk die verwaltungsmäßige Durch- 
führung der Zusatz Versorgung auf die Zusatzver- 


sorgungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft — Anstalt des öffentlichen Rechts 
— • übertragen. Das Zusatzversorgungswerk erstat- 
tet der Zusatzversorgungskasse die Verwaltungs- 
kosten. Die Zusatzversorgungskasse ihrerseits hat 
die ortsnah durchzuführenden Verwaltungsarbei- 
ten den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten übertragen. 

4.5 Gerichtsverfahren 

Rechtsstreitigkeiten, die sich aus dem Tarifvertrag 
ergeben, sind bürgerlich-rechtliche Streitigkeiten, 
die durch die Arbeitsgerichte entschieden werden. 
Durch § 14 des Tarifvertrages wurde die alleinige 
örtliche Zuständigkeit des Arbeitsgerichts Kassel 
vereinbart. 


5 Ausgleichsleistungen nach dem Gesetz Uber 
die Errichtung einer Zusatzversorgungskasse 
für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirt- 
schaft 

Zur Auszahlung der Ausgleichsleistungen errichte- 
te der Bundesgesetzgeber die Zusatzversorgungs- 
kasse für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirt- 
schaft (ZLA). 

5.1 Allgemeine Leistungsvoraussetzungen 

Bei den Ausgleichsleistungen des Gesetzes handelt 
es sich um ergänzende Leistungen zur tarifvertrag- 
lich vereinbarten Zusatzversorgung. § 11 ZVALG 
schreibt daher vor, daß die Ausgleichsleistungen 
des Gesetzes nur dann beansprucht werden können, 
wenn für die land- und forstwirtschaftlichen Arbeit- 
nehmer eine tarifvertraglich vereinbarte Zusatzal- 
tersversorgung besteht, die den Arbeitnehmern Bei- 
hilfen zu den Altersruhegeldern, den Erwerbsunfä- 
higkeitsrenten und den Hinterbliebenenrenten der 
gesetzlichen Rentenversicherung gewährleistet. Ab- 
satz 2 der Vorschrift umschreibt die Arbeitnehmer- 
gruppen, die nicht in den Versorgungstarifvertrag 
einbezogen werden dürfen-, diese Regelung soll 
eine Zugehörigkeit zu mehreren Zusatzaltersversor- 
gungen und damit eine Kumulation von Beitragsbe- 
lastungen und Leistungen verhindern. Bedeutung 
hat die Vorschrift insbesondere für die Arbeitneh- 
mer in den Forstbetrieben der öffentlichen Hand. 

5.2 Begünstigter Personenkreis 

Die Ausgleichsleistungen haben die Zielsetzung, 
die soziale Lage solcher Arbeitnehmer der Land- 
und Forstwirtschaft zu verbessern, die 

— Empfänger eines Altersruhegeldes oder einer 
Rente wegen Erwerbsunfähigkeit sind, 

— langjährig unter den Bedingungen der Lohn- 
und Arbeitsverfassung der Land- und Forstwirt- 
schaft tätig waren und 

— wegen ihres Alters keine oder nur noch geringe 
Ansprüche gegen das tarifvertraglich vereinbar- 
te Zusatzversorgungswerk haben. 
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Es ist nicht Aufgabe der Ausgleichsleistung, die 
Versorgung von Rentnern zu verbessern, die nur 
kurze Versicherungszeiten in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung haben oder nur kurz in der Land- 
und Forstwirtschaft tätig waren. Die Ausgleichslei- 
stung dient auch nicht dazu, Leistungen an Perso- 
nen zu erbringen, für die bei einem früheren In- 
krafttreten des Versorgungstarifvertrages keine 
Beiträge zur Zusatzaltersversorgung zu entrichten 
gewesen wären. 

Arbeitnehmer der Land- und Forstwirtschaft müs- 
sen daher folgende Voraussetzungen (§ 12 ZVALG) 
erfüllen, um die Ausgleichsleistung zu erhalten: 

1. Vollendung des 50. Lebensjahres am 1. Juli 1972 
oder früher. 

2. Landwirtschaftliche Arbeitnehmertätigkeit für 
mindestens 180 Kalendermonate nach Vollen- 
dung des 40. Lebensjahres (falls die Ausgleichs- 
leistung zu einem Altersruhegeld der gesetzli- 
chen Rentenversicherung beansprucht wird). 
Wird die Ausgleichsleistung bei vorzeitiger Er- 
werbsunfähigkeit beansprucht, so reicht es aus, 
wenn der Anspruchsberechtigte in den 25 Jah- 
ren, die dem Beginn seiner Erwerbsunfähig- 
keitsrente vorangingen, mindestens 180 Kalen- 
dermonate Arbeitnehmer in der Land- und Forst- 
wirtschaft war. 

3. Bezug eines Altersruhegeldes oder einer Rente 
wegen Erwerbsunfähigkeit aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung. 

Arbeitnehmerzeiten im Sinne des § 12 ZVALG sind 
einmal die Zeiten, in denen der Anspruchsberech- 
tigte innerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes eine Beschäftigung als Arbeitnehmer der 
Land- und Forstwirtschaft ausgeübt hat und in der 
gesetzlichen Rentenversicherung wegen dieser Be- 
schäftigung pflichtversichert war. Außerdem wer- 
den Ersatz- und Ausfallzeiten im Sinne der gesetzli- 
chen Rentenversicherung angerechnet, wenn durch 
sie eine Beschäftigung als landwirtschaftlicher Ar- 
beitnehmer unterbrochen worden ist. Schließlich 
gelten auch Zeiten, für die aufgrund landesrechtli- 


cher Vorschriften eine Anpassungshilfe für ältere 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer gezahlt worden 
ist, als Arbeitnehmerzeiten im Sinne des § 12 
ZVALG. 

Durch § 25 des 19. Rentenanpassungsgesetzes vom 
3. Juni 1976 (BGBl. I S. 1373) wurden für Personen 
im Sinne der §§ 1 bis 4 des Bundesvertriebenenge- 
setzes Zeiten einer Beschäftigung als landwirt- 
schaftlicher Arbeitnehmer in Gebieten, in denen 
diese Personen vor der Vertreibung, Flucht oder 
Aussiedlung ihren Wohnsitz oder ständigen Auf- 
enthalt hatten, den Landarbeiterzeiten im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes gleichgestellt, wenn die- 
se Landarbeiter innerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes erneut als landwirtschaftlicher Ar- 
beitnehmer tätig geworden sind. Die Regelung gilt 
auch für Personen, die aus der Deutschen Demokra- 
tischen Republik in die Bundesrepublik eingereist 
sind (§ 12 Abs. 2 a ZVALG). 

Keinen Anspruch auf Ausgleichsleistung haben 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer, die entweder 
dem Tarifvertrag bei früherem Inkrafttreten nicht 
unterlegen hätten (§ 12 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 ZVALG) 
oder die zugleich Ansprüche gegen die Altershilfe 
für Landwirte (Altersgeld, vorzeitiges Altersgeld 
oder Landabgaberente) haben (§12 Abs. 4 Nr. 4 
ZVALG). Die letztere Einschränkung hat der Ge- 
setzgeber gewählt, weil die Kombination von Ren- 
tenversicherung und Altershilfe für Landwirte in 
der Regel zur Sicherung des Lebensstandards im 
Alter ausreicht. Eine Kumulation der Ausgleichslei- 
stungen mit den Leistungen der Altershilfe für 
Landwirte sollte vermieden werden. 

Hinterbliebene Ehegatten landwirtschaftlicher Ar- 
beitnehmer haben Anspruch auf Ausgleichslei- 
stung, wenn der hinterbliebene Ehegatte eine „gro- 
ße“ Hinterbliebenenrente (§ 1268 Abs. 2 der Reichs- 
versicherungsordnung) erhält, seine Ehe mit dem 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmer vor Vollendung 
des 65. Lebensjahres des landwirtschaftlichen Ar- 
beitnehmers geschlossen worden war und der ver- 
storbene landwirtschaftliche Arbeitnehmer An- 
spruch auf Ausgleichsleistung hatte oder gehabt 
hätte, wenn er im Zeitpunkt seines Todes erwerbs- 


übersicht 3 

Empfänger von Ausgleichsleistungen 

(jeweils am 31. Dezember) 


Leistungsempfänger 

CD 

■hJ 

4^ 

1975 | 

1976 *) 

Insgesamt 

16 536 

29 473 

33 547 

davon 




verheiratet 

5 753 

12 593 

13 857 

alleinstehend 

8 150 

9 663 

10 965 

verheiratet, jedoch beide Ehegatten 




leistungsberechtigt 

nicht erfaßt 

1 478 

1 670 

Witwen 

2 631 

5 735 

7 050 

Witwer 

2 

4 

5 


*) vorläufig 
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unfähig im Sinne der Vorschriften der gesetzlichen 
Rentenversicherung gewesen wäre. Die Ausschluß- 
gründe (Ansprüche gegen andere Zusatzaltersver- 
sorgungen oder auf beamtenrechtliche Altersver- 
sorgung oder Anspruch auf Altersgeld oder Land- 
abgaberente nach dem Gesetz über eine Altershilfe 
für Landwirte) gelten auch für Hinterbliebene von 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmern. 

Die Bundesregierung erwartet, daß die Gesamtzahl 
der Leistungsberechtigten 1977 und 1978 noch wei- 
ter ansteigen wird. Ab 1979 könnte die Zahl der 
Leistungsberechtigten stagnieren. 

5.3 Leistungen 

Der Monatsbetrag der Ausgleichsleistung wird 
jährlich durch Beschluß des Vorstandes der Zusatz- 
versorgungskasse festgesetzt. Der Vortand darf 
hierbei den im Gesetz für die Deckung der Aus- 
gleichsleistungen und der Verwaltungskosten der 
Zusatzversorgungskasse vorgesehenen Höchstbe- 
trag der Bundesmittel nicht überschreiten. Außer- 
dem darf die Ausgleichsleistung des verheirateten 
Berechtigten nicht auf mehr als 50 DM monatlich 
festgesetzt werden. Alleinstehende Berechtigte und 
hinterbliebene Ehegatten erhalten kraft Gesetzes 
sechs Zehntel des für verheiratete Berechtigte fest- 
gesetzten Betrages. 

Die im Gesetz festgelegten Höchstbeträge an Bun- 
desmitteln (1974: 24 Millionen DM; 1975: 26 Millio- 
nen DM; 1976: 29 Millionen DM und ab 1977: 31 
Millionen DM jährlich) haben es dem Vorstand der 
Zusatzversorgungskasse ermöglicht, seit 1. Juli 1973 
den Monatsbetrag in jedem Jahr auf den Höchstbe- 
trag von 50 DM festzusetzen. Für Alleinstehende 
belief sich der Monatsbetrag der Ausgleichslei- 
stung damit seit 1. Juli 1973 auf 30 DM. 

Für Berechtigte, die nach dem Inkrafttreten des Ta- 
rifvertrages noch als landwirtschaftliche Arbeitneh- 
mer tätig waren, reduziert sich der Monatsbetrag 
der Ausgleichsleistung bei Verheirateten um 
2,50 DM und bei Alleinstehenden um 1,50 DM für 
jeweils zwölf Monate der Tätigkeit als landwirt- 
schaftlicher Arbeitnehmer. An die Stelle der weg- 
fallenden Ausgleichsleistung tritt insoweit die Bei- 
hilfe des tarifvertraglichen Zusatzversorgungs- 
werks. Die Kürzungsvorschrift (§14 Abs. 3 ZVALG) 
stellt die Verzahnung zwischen Ausgleichsleistung 
und tarifvertraglicher Beihilfe in den Fällen her, in 
denen Ansprüche auf tarifvertragliche Beihilfe und 
Ausgleichsleistung nebeneinander bestehen. 1974 
erhielten 563 Berechtigte, 1975 1 055 Berechtigte 
und 1976 1 761 Berechtigte eine gekürzte Aus- 
gleichsleistung. 

Die Ausgaben für Ausgleichsleistungen beliefen 
sich 1974 auf 7,4 Millionen DM, 1975 auf 17,2 Mil- 
lionen DM und 1976 auf 16,8 Millionen DM. 

5.4 Verwaltungsverfahren 

Die Ausgleichsleistungen werden einmal jährlich 
nachträglich an die Berechtigten ausgezahlt, deren 
Ansprüche in der Zeit vom 1. Juli des Vorjahres bis 
zum 30. Juni des laufenden Jahres entstanden sind. 


Die Auszahlung soll bis zum Ende des laufenden 
Jahres erfolgen. Dieses Verfahren wurde in Anleh- 
nung an die Regelung des Tarifvertrages — die Bei- 
hilfen werden ebenfalls einmal jährlich nachträg- 
lich ausgezahlt — gewählt, um die Verwaltungsko- 
sten so niedrig wie möglich zu halten. 

: Die erstmalige Bewilligung der Ausgleichsleistung 
erfolgt auf Antrag. 

5.5 Organisation 

Die Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft hat kraft Gesetzes ih- 
ren Sitz am Sitz des Bundesverbandes der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaft in Kassel. Sie 
wurde als Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet, 
deren Benutzer die Tarifvertragsparteien der Land- 
und Forstwirtschaft sind (Durchführung des Tarif- 
vertrages). Die Zusatzversorgungskasse ist kein 
Träger der Sozialversicherung, obwohl ihre Selbst- 
verwaltungsorgane nach dem Muster der Selbstver- 
waltung der Sozialversicherungsträger gebildet 
worden sind. Organe der Selbstverwaltung sind die 
Vertreterversammlung und der Vorstand. Die Ver- 
bindung zu den landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften, die nach dem Willen des Gesetzgebers 
die ortsnah auszuführenden Verwaltungsarbeiten 
der Zusatzversorgungskasse durchführen, wird da- 
durch hergestellt, daß ein Drittel der Mitglieder der 
Vertreterversammlung und ein Drittel der Mitglie- 
der des Vorstandes Vorstandsmitglieder landwirt- 
schaftlicher Berufsgenossenschaften sein müssen. 
Außerdem ist der Geschäftsführer des Bundesver- 
bandes der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften kraft Gesetzes Geschäftsführer der Zusatz- 
versorgungskasse. 

Die Zusatzversorgungskasse hat kein eigenes Per- 
sonal. Ein Sachbearbeiter und zwei Verwaltungsan- 
gestellte des Bundesverbandes der landwirtschaftli- 
chen Berufsgenossenschaften sind für die Zusatz- 
versorgungskasse tätig. Sachmittel (Büromateriali- 
en, Büroräume usw.) werden ebenfalls durch den 
Bundesverband der landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften gestellt. Die Zusatzversorgungskasse 
erstattet dem Bundesverband der landwirtschaftli- 
chen Berufsgenossenschaften die entstehenden Per- 
sonal- und Sachkosten. 

Der Bund erstattet der Zusatzversorgungskasse die 
durch die Auszahlung der Ausgleichsleistungen 
entstehenden Verwaltungskosten durch eine Fall- 
pauschale. Die Fallpauschale betrug 1974 und 1975 
wegen der besonderen Kosten der Ersteinrichtung 
der Zusatzaltersversorgung für jeden eingegange- 
nen Antrag 24,50 DM. Ab 1976 beläuft sich die 
Fallpauschale nur noch auf 21 DM für jeden einge- 
gangenen Antrag. Die jährlichen Folgezahlungen 
der Ausgleichsleistungen werden mit 4,50 DM je 
Zahlfall abgegolten. Durch diese Pauschale wird 
auch die Prüfung des Fortbestehens der Leistungs- 
berechtigung erfaßt. Der Anspruch der Zusatzver- 
sorgungskasse gegen den Bund belief sich für 1974 
auf 1 517 185,00 DM, für 1975 auf 514 848,50 DM und 
für 1976 auf 290 779,50 DM. Die ortsnah durchzufüh- 
renden Verwaltungsarbeiten werden aufgrund einer 
Vereinbarung nach § 9 Abs. 1 ZVALG durch die je- 
weils örtlich zuständige landwirtschaftliche Berufs- 
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genossenschaft durchgeführt. Die Zusatzversor- 
gungskasse erstattet den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften aus den ihr zustehenden 
Fallpauschalen die bei den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften entstehenden Verwaltungsko- 
sten. 

5.6 Aufsicht 

Die Aufsicht über die Zusatzversorgungskasse führt 
das Bundesversicherungsamt. Für die Aufsicht über 
die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
auch in ihrer Tätigkeit für die Zusatzversorgungs- 
kasse gelten die allgemeinen Regelungen. Bundes- 
unmittelbare Berufsgenossenschaften unterliegen 
danach der Aufsicht des Bundesversicherungsam- 
tes. Die landesunmittelbaren landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften unterliegen der Aufsicht 
durch Landesbehörden. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß die Aufsichtsbehörden der Länder 
ihre Aufsichtsrechte im Rahmen der Tätigkeit der 
Berufsgenossenschaften für die Zusatzversorgungs- 
kasse in Abstimmung mit dem Bundesversiche- 
rungsamt ausüben. 

Das Bundesversicherungsamt hatte bis 27. Januar 
1977 nur zwölf Aufsichtsbeschwerden zu bearbei- 
ten, die alle unbegründet waren. Eine Aufsichtsprü- 
fung an Ort und Stelle hat bisher noch nicht statt- 
gefunden. 


Der Bundesrechnungshof hat örtliche Erhebungen 
bei der Zusatzversorgungskasse und bei den land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften Hannover 
und Niederbayern-Oberpfalz durchgeführt. Verstö- 
ße gegen gesetzliche Vorschriften oder hergebrach- 
te Verwaltungsgrundsätze wurden nicht festge- 
stellt. Die Anregungen des Bundesrechnungshofes 
zur Änderung des Gesetzes werden weiter unten 
dargestellt. 

Da die Ausgleichsleistungen und die zu ihrer Aus- 
zahlung erforderlichen Verwaltungskosten vom 
Bund getragen werden, hat der Gesetzgeber den 
verantwortlichen Bundesministem für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, für Arbeit und Sozial- 
ordnung und dem Bundesminister der Finanzen Ge- 
nehmigungsrechte eingeräumt. Der Genehmigung 
bedürfen der Haushaltsplan (§ 8 ZVALG), der Vor- 
standsbeschluß über die Höhe des Monatsbetrages 
der Ausgleichsleistung (§ 14 Abs. 1 ZVALG) und 
die Aufgabenübertragungsvereinbarung zwischen 
Zusatzversorgungskasse und Zusatzversorgungs- 
werk (§ 16 Abs. 1 ZVALG). 

5.7 Gerichtsverfahren 

öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegen- 
heiten des Gesetzes werden von den Sozialgerich- 
ten entschieden, über die Streitsachen gibt die fol- 
gende Übersicht Auskunft: 


Übersicht 4 



Uner- 
ledigt 
zu Jah- 
resbeginn 


Erledigungen 

Uner- 
ledigt am 
Jahres- 
ende 

Jahr 

Eingänge 

ins- 

gesamt 

davon zu- 
gunsten 
des 

Klägers 

a) Klagen 

1975 

23 

163 

86 

10 

100 

1976 

100 

45 

94 

43 

51 

b) Berufungen 

1975 


3 



3 

1976 

3 

12 

6 

0 

9 


: v.. . ..•JSHBTT'r» 




Beim Bundessozialgericht ist eine Revision anhän- 
gig geworden. Diese wurde durch Gesetzesände- 
rung (Einbeziehung der heimatvertriebenen Landar- 
beiter) erledigt. 

5.8 Sonstiges 

Die zuständigen Bundesminister waren mit der Fra- 
ge der einkommensteuerlichen Behandlung der 
Ausgleichsleistungen befaßt. Die Ausgleichsleistun- 
gen werden als Einkünfte im Sinne des § 22 Abs. 1 
Buchstabe b des Einkommensteuergesetzes angese- 
hen; sie unterliegen damit in voller Höhe der Ein- 
kommensteuer. Die Ausgleichsleistungen gelten als 
anrechnungspflichtiges Einkommen bei der Errech- 


nung der einkommensabhängigen Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes und bei der Wohngeld- 
berechnung. 


6 Schwierigkeiten des Verwaltungsverfahrens 

Die Zusatzversorgungskasse berichtet über eine 
Reihe von Anlaufschwierigkeiten, die sich insbe- 
sondere dadurch ergaben, daß zahlreiche Antrags- 
vordrucke unrichtig oder unvollständig ausgefüllt 
worden waren. Die landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften mußten deshalb erhebliche Zeit und 
Arbeit aufwenden, um diese Mängel zu beheben. 
Vielfach fehlten auch die Beweisunterlagen hin- 
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sichtlich des Rentenbezuges und des Nachweises 
der Wartezeiten. Das Bundesversicherungsamt hat 
die von der Zusatzversorgungskasse verwendeten 
Vordrucke geprüft. Anlässe zur Beanstandung sieht 
das Bundesversicherungsamt nicht. Die Vordrucke 
sind allgemeinverständlich abgefaßt. Die Zusatzver- 
sorgungskasse und die landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften haben versucht, durch laufende 
intensive Aufklärung zur Beseitigung der Mängel 
beizutragen. 

6.1 Allgemeine Aufklärung 

Die Durchführung der allgemeinen Aufklärung war 
wegen der besonderen Verhältnisse der alten Land- 
arbeiter nicht einfach. Die Zusatzversorgungskasse 
hat ihre allgemeine Aufklärungsverpflichtung in Zu- 
sammenarbeit mit der Gewerkschaft Gartenbau, Land- 
und Forstwirtschaft und den Arbeitgeberverbänden 
durch Herausgabe von Merkblättern, durch Infor- 
mationen über Presse, Rundfunk und Fernsehen, 
durch Mitteilungsblätter und Rundschreiben erfüllt. 
Angesprochen wurden sowohl die Personen, die als 
Berechtigte in Frage kamen, als auch die mit der 
Beratung dieser Personen befaßten Stellen. Die Auf- 
klärungsarbeit wurde seitens der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie 
für Arbeit und Sozialordnung durch Presseerklärun- 
gen unterstützt. Der Land- und Hauswirtschaftliche 
Auswertungs- und Informationsdienst e. V. veröf- 
fentlichte ein ausführliches Informationsblatt für 
Lehr- und Beratungskräfte (Informationen für die 
Wirtschaftsberatung 1974, Nr. 15). 

6.2 Einheitliche Rechtsanwendung 

Die Zusatzversorgungskasse hat mit Rundschreiben 
an die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
Zweifelsfragen zur Auslegung des Gesetzes geklärt 
und dadurch eine einheitliche Rechtsanwendung im 
Bundesgebiet sichergestellt. Das Bundesversiche- 
rungsamt hat keinen Anlaß gesehen, hierzu im 
Wege der Aufsicht Bemerkungen abzugeben. 


7 Einzelfragen des Deutschen Bundestages 
7.1 Höhe der Ausgleichsleistung 

Der Regierungsentwurf des Gesetzes über die Er- 
richtung einer Zusatzversorgungskasse für Arbeit- 
nehmer in der Land- und Forstwirtschaft — Druck- 
sache 7/1342 — ging davon aus, daß 1974 etwa 
60 000 Berechtigte die Ausgleichsleistung erhal- 
ten würden. Der für 1974 vorgesehene Bundes- 
mittelhochstbetrag von 24 Millionen DM hätte da- 
mit einen Monatsbetrag der Ausgleichsleistung von 
etwa 37,50 DM für Verheiratete und etwa 22,50 DM 
für Alleinstehende ermöglicht. Während der parla- 
mentarischen Beratungen wurden Befürchtungen 
geäußert, daß diese Beträge in den Folgejahren we- 
gen eines Ansteigens der Zahl der Berechtigten 
niedriger festgesetzt werden müßten. Die Fraktio- 
nen des Deutschen Bundestages waren übereinstim- 
mend der Auffassung, daß dies nicht eintreten dür- 


fe. Um rechtzeitig Vorkehrungen gegen ein Sinken 
des Monatsbetrages der Ausgleichsleistung treffen 
zu können, wurde daher die Bundesregierung er- 
sucht, den vorliegenden Erfahrungsbericht zu er- 
statten. 

Die Befürchtungen des Deutschen Bundestages sind 
nicht eingetreten. Die Zahl der Berechtigten hat 
sich so entwickelt, daß bereits im ersten Jahr des 
Bestehens der Zusatzaltersversorgung der Höchst- 
betrag der Ausgleichsleistung von 50 DM monatlich 
für den verheirateten Berechtigten festgesetzt wer- 
den konnte. In den Folgejahren reichten die gesetz- 
lich vorgesehenen Bundesmittelhöchstbeträge eben- 
falls aus, die Ausgleichsleistung auf den Höchstbe- 
trag festzusetzen. Dies dürfte auch künftig der Fall 
sein. 

In der Stellungnahme zu diesem Bericht ist von der 
Zusatzversorgungskasse angeregt worden, den 
Höchstbetrag der Ausgleichsleistung regelmäßig an 
die Lohnentwicklung anzupassen. Die Gewerkschaft 
Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft hat sich die- 
ser Anregung angeschlossen. Der Gesamtverband 
der land- und forstwirtschaftlichen Arbeitgeberver- 
bände hat hierzu bemerkt, daß eine Anhebung der 
Ausgleichsleistung grundsätzlich unabhängig von 
der Höhe der tariflichen Beihilfe erfolgen solle, 
weil die tarifliche Beihilfe ausschließlich Verhand- 
lungsgegenstand der Tarifvertragsparteien sei. 

Die Bundesregierung ist hierzu der Auffassung, daß 
eine regelmäßige Anpassung der Ausgleichslei- 
stung an die Lohnentwicklung allein schon wegen 
ihres präjudizierenden Charakters auf die tarifver- 
traglich festzusetzenden Beihilfen des Versorgungs- 
werks nicht vorgesehen werden sollte. Zur Zeit 
sieht die Bundesregierung allerdings auch deshalb 
noch keine Notwendigkeit zu einer Neufestsetzung 
des Höchstbetrages der Ausgleichsleistung, weil 
die geringere Inanspruchnahme dieser Leistung es 
bereits 1974 ermöglicht hat, die Ausgleichsleistung 
um rund ein Drittel höher festzusetzen als allge- 
mein erwartet worden war. 

7.2 Stichtag zur Abgrenzung des leistungsberech- 
tigten Personenkreises 

Ausgleichsleistungen können nur Personen erhal- 
ten, die am 1. Juli 1972 — seit diesem Tag werden 
Beiträge zur dem tarifvertraglichen Versorgungs- 
werk erhoben — das 50. Lebensjahr vollendet hat- 
ten. Der Regierungsentwurf hatte diesen Stichtag 
vorgeschlagen, weil jüngere land- und forstwirt- 
schaftliche Arbeitnehmer bis zur Vollendung des 
65. Lebensjahres die Wartezeit des tarifvertragli- 
chen Versorgungswerks (15 Jahre) erfüllen können. 
Der Deutsche Bundestag hatte Bedenken gegen die 
Angemessenheit des Stichtags, weil Personen, die 
das Altersruhegeld der gesetzlichen Rentenversi- 
cherungen vorzeitig (flexible Altersgrenze, Arbeits- 
lose, Frauen) in Anspruch nehmen, bei dieser Rege- 
lung die fünfzehnjährige Wartezeit auf Leistungen 
des tarifvertraglichen Versorgungswerks bis zur In- 
anspruchnahme des Altersruhegeldes der gesetzli- 
chen Rentenversicherungen nicht mehr erfüllen 
könnten. Die Befürchtungen sind in dieser Form je- 
doch wegen der Ausgestaltung des tarifvertragli- 
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chen Beihilfeanspruchs (§ 9 des Tarifvertrages) un- 
begründet: Auf die Wartezeit für die tarifvertragli- 
che Beihilfe werden Arbeitnehmerzeiten, die vor 
dem Inkrafttreten des Tarifvertrages liegen, ange- 
rechnet. Die Zusatzversorgungskasse hat daher zu 
diesem Punkt des Berichtsauftrages lediglich ange- 
merkt, daß Personen, die nach dem 30. Juni 1922 
geboren sind, es insbesondere dann als Härte emp- 
finden, von der Ausgleichsleistung ausgeschlossen 
zu sein, wenn ihr Geburtstag nahe am Stichtag 
liegt. Diese Härte ist jedoch zwangsläufig mit jeder 
Stichtagsregelung verbunden. Die Bundesregierung 
ist daher der Auffassung, daß der Stichtag „1. Juli 
1972" eine sachgerechte Abgrenzung zwischen dem 
Aufgabenbereich der tarifvertraglichen Zusatzal- 
tersversorgung und der Übernahme der alten und 
uralten Lasten der Zusatzaltersversorgung durch 
den Bund herstellt. 


7.3 Organisationsform der Zusatzaltersversorgung 

Die Organisationsform der Zusatzaltersversorgung 
der Arbeitnehmer der Land- und Forstwirtschaft ist 
im Arbeits- und Sozialrecht der Bundesrepublik 
Deutschland ohne Vorbild. Nebeneinander stehen 
eine privatrechtlich organisierte Zusatzaltersversor- 
gung auf Grund eines für allgemeinverbindlich er- 
klärten Tarifvertrages und eine öffentlich-rechtlich 
gestaltete Versorgungseinrichtung zur Übernahme 
der uralten und alten Lasten der Zusatzaltersversor- 
gung der Arbeitnehmer der Land- und Forstwirt- 
schaft. Die ortsnah durchzuführenden Verwaltungs- 
arbeiten werden durch die Unfallversicherungsträ- 
ger der Landwirtschaft ausgeführt. 

Organisatorische Schwierigkeiten haben sich aus 
dieser Ausgestaltung der Zusatzaltersversorgung 
nicht ergeben. Es liegen keine Anregungen zur Än- 
derung der Organisationsvorschriften vor. Die Zie- 
le, die zu dieser Organisationsform geführt haben, 
sind erfüllt worden: 

— Die Beitrags- und Leistungsgestaltung der Zu- 
satzaltersversorgung liegt unbeeinflußt von 
staatlicher Mitwirkung verantwortlich in den 
Händen der Tarifvertragsparteien der Land- und 
Forstwirtschaft. 

— Die Verwaltungsarbeiten der Zusatzaltersver- 
sorgung werden durch die mit den Bedürfnis- 
sen und Gewohnheiten der ländlichen Bevölke- 
rung vertrauten landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften ortsnah, nach bundeseinheitli- 
chen Grundsätzen durchgeführt. 

— Die Übernahme der Leistungen für ältere land- 
und forstwirtschaftliche Arbeitnehmer durch 
den Bund führt nicht zu einer Vermischung von 
Bundeszuschüssen und Beiträgen. Die alten und 
uralten Lasten der Zusatzaltersversorgung wer- 
den streng getrennt von den tarifvertraglichen 
Aufgaben der Zusatzaltersversorgung verwal- 
tet. 

— Die Bundesmittel werden ausschließlich durch 
öffentlich-rechtlich organisierte Leistungsträger, 
die unter staatlicher Aufsicht stehen, verwal- 
tet. 


— Das Zusammenwirken zwischen Zusatzversor- 
gungskasse und landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften gewährleistet auch für diesen 
Bereich der Zusatzaltersversorgung eine bundes- 
einheitliche Rechtsanwendung und eine verwal- 
tungskostengünstige Mittelverwendung. 


8 Anregungen zur Änderung des Gesetzes 

8.1 Begünstigter Personenkreis 
a) Rahmenfrist 

Die Ausgleichsleistungen werden nur gewährt, 
wenn der Arbeitnehmer nach Vollendung des 
40. Lebensjahres mindestens 15 Jahre lang als land- 
wirtschaftlicher Arbeitnehmer beschäftigt war. 
Wird die Ausgleichsleistung zu einer Rente wegen 
Erwerbsunfähigkeit beansprucht, so muß die fünf- 
zehnjährige landwirtschaftliche Arbeitnehmertätig- 
keit in den fünfundzwanzig Jahren vor Beginn der 
Erwerbsunfähigkeitsrente liegen. Die Zusatzversor- 
gungskasse hat darauf hingewiesen, daß die vom 
Gesetzgeber angestrebte Rahmenfrist weniger als 
fünfundzwanzig Jahre beträgt, wenn ein vorgezoge- 
nes oder flexibles Altersruhegeld beansprucht 
wird. 

Die Bundesregierung hält eine Verlängerung der 
Rahmenfrist auf 25 Jahre nicht für ausgeschlossen. 
Sie wird dieses mit der Inanspruchnahme der flexi- 
blen Altersrente zusammenhängende Problem sorg- 
fältig prüfen und zu gegebener Zeit hierzu erforder- 
lichenfalls einen Änderungsvorschlag vorlegen. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß 
die vorgenannte Rahmenfrist des § 12 Abs. 1 
ZVALG bei wortgetreuer Anwendung von § 2 
Abs. 2 ZVALG nicht zweifelsfrei ist. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind die ge- 
nannten Vorschriften jedoch hinreichend eindeutig. 
§ 2 Abs. 2 ZVALG gibt eine Legaldefinition des 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmers im Sinne des 
Gesetzes. Die Legaldefinition verlangt neben ande- 
ren Tatbestandsmerkmalen eine „ständige renten- 
versicherungspflichtige Beschäftigung" in der Land- 
wirtschaft. § 12 Abs. 1 ZVALG konkretisiert ledig- 
lich als Spezialvorschrift für den Bereich der Aus- 
gleichsleistungen den Begriff „ständig". Als „stän- 
dig" beschäftigter landwirtschaftlicher Arbeitneh- 
mer soll der landwirtschaftliche Arbeitnehmer gel- 
ten, der in den fünfundzwanzig Jahren vor Renten- 
beginn mindestens fünfzehn Jahre lang landwirt- 
schaftlicher Arbeitnehmer gewesen ist. Hierbei 
spielt es keine Rolle, ob die Tätigkeit als landwirt- 
schaftlicher Arbeitnehmer zeitweise unterbrochen 
worden ist. 

Nach Darstellung der Zusatzversorgungskasse wird 
die Rahmenfrist des § 12 Abs. 1 ZVALG von Antrag- 
stellern, die lediglich in einem jüngeren Lebensalter 
in der Landwirtschaft tätig waren, als Härte ange- 
sehen. 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. 
Sie hält diese Rahmenfrist für erforderlich, um si- 
cherzustellen, daß nur Antragsteller in den Genuß 
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der Ausgleichsleistung gelangen, die einen wesent- 
lichen Teil ihres Arbeitslebens unter den besonde- 
ren Lohnbedingungen der Landwirtschaft gearbeitet 
haben. Die Rentenerwartung von Arbeitnehmern, 
die die landwirtschaftliche Beschäftigung in jünge- 
ren Jahren aufgegeben haben, ist jedoch in der Re- 
gel nicht entscheidend durch die Lohnbedingungen 
der Landwirtschaft beeinträchtigt worden. 

b) Erweiterung des anspruchsberechtigten Personen- 
kreises auf Empfänger einer Berufsunfähigkeitsrente 

Zusatzversorgungskasse und Gewerkschaft Garten- 
bau, Land- und Forstwirtschaft haben angeregt zu 
prüfen, ob auch Empfänger von Berufsunfähigkeits- 
renten in den Genuß der Ausgleichsleistung kom- 
men sollten. 

Die Bundesregierung möchte diese Anregung zur 
Zeit nicht aufgreifen; sie teilt die Auffassung des 
Deutschen Bundestages (Entschließung vom 13. Mai 
1977 — Drucksache 8/337 S. 10), daß die Auswirkun- 
gen des Beschlusses des Großen Senats des Bundes- 
sozialgerichts vom 10. Dezember 1976 auf die Ent- 
wicklung der Renten wegen Berufs- und Erwerbs- 
unfähigkeit sehr sorgfältig beobachtet werden soll- 
ten. Es ist daher zur Zeit nicht angezeigt, das Gesetz 
über dip Errichtung einer Zusatzversorgungskasse 
für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft in 
diesem Punkte zu ändern. Im übrigen neigt die Bun- 
desregierung zu der Auffassung, daß ein Anspruch 
auf die allein aus öffentlichen Mitteln finanzierte 
Ausgleichsleistung nicht eingeräumt werden sollte, 
wenn der Rentner zwar berufsunfähig, aber noch 
nicht erwerbsunfähig ist. 

c) Vertriebene 

Das Gesetz macht den Anspruch auf Ausgleichslei- 
stung für Vertriebene und diesen gleichgestellte 
Personen davon abhängig, daß diese Personen im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes erneut eine Be- 
schäftigung als landwirtschaftlicher Arbeitnehmer* 
aufgenommen haben. Es ist angeregt worden, diese 
Einschränkung fallenzulassen. 

Die Bundesregierung möchte am geltenden Recht 
festhalten. Sie ist der Auffassung, daß bei der Aus- 
gestaltung des Anspruchs auf Ausgleichsleistung 
der Zusammenhang mit dem tarifvertraglichen Ver- 
sorgungswerk nicht außer acht gelassen werden 
darf. Sie hält es daher nicht für vertretbar, den An- 
spruch auf Ausgleichsleistungen auf Personen aus- 
zudehen, die zu keiner Zeit im Geltungsbereich 
des Tarifvertrages eine Beschäftigung als landwirt- 
schaftlicher Arbeitnehmer ausgeübt haben. Die fi- 
nanziellen Auswirkungen wären im übrigen nicht 
kalkulierbar, weil statistische Angaben über den in 
Frage kommenden Personenkreis nicht vorhanden 
sind. 

d) Hinterbliebenenansprüche 

Zusatzversorgungskasse und Bundesrechnungshof 
haben darauf hingewiesen, daß der Wortlaut der 
Vorschriften über den Hinterbliebenenanspruch zu 
der Annahme verleiten könne, daß hinterbliebene 
Ehegatten von Landarbeitern keinen Anspruch auf 
Ausgleichsleistung haben, wenn der verstorbene 
Landarbeiter am l.Juli 1972 das 50. Lebensjahr 
vollendet hätte. 


Die Zusatzversorgungskasse hat aus dem Zusam- 
menhang der Vorschriften über die Ausgleichslei- 
stung im Wege der Rechtsauslegung die nach Auf- 
fassung der Bundesregierung zutreffende Folgerung 
gezogen, daß die Hinterbliebenen in diesen Fällen 
grundsätzlich Anspruch auf die Ausgleichsleistung 
haben. Die Bundesregierung hält daher eine Geset- 
zesänderung nicht für erforderlich. 

8.2 Ausschluß des Anspruchs auf Ausgleichsleistung 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß unter 
den Empfängern der Ausgleichsleistung im Einzel- 
fall auch Personen sind, deren Alterssicherung 
nicht hinter dem allgemeinen Standard zurückbleibt 
oder die sogar hohe Renten der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung beziehen. Es handelt sich hierbei 
meistens um ehemalige Gutsangestellte (Verwalter 
u. ä.). Der Bundesrechnungshof hat hierzu bemerkt, 
daß das Gesetz eine „Sozialklausel" erhalten solle, 
die die Empfänger höherer Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung von der Ausgleichsleistung 
ausschließt. Die Bundesregierung möchte sich diese 
Anregung nicht zu eigen machen. Da es sich nach 
den Feststellungen des Bundesrechnungshofes nur 
um wenige Einzelfälle handelt, stünde einmal der 
erforderliche Verwaltungsaufwand in einem sehr 
ungünstigen Verhältnis zu einer möglichen Einspa- 
rung von Bundesmitteln, zum anderen muß beachtet 
werden, daß diese Personen, soweit sie heute noch 
im Berufsleben stehen, dem Tarifvertrag unterlie- 
gen. Es würde dem Leitgedanken des Gesetzes wi- 
dersprechen, diese Personen von der Ausgleichslei- 
stung auszuschließen, obwohl der Gesetzgeber ge- 
rade allen Arbeitnehmern, die bei einem früheren 
Inkrafttreten des Tarifvertrages dem Tarifvertrag 
unterlegen hätten, den Anspruch auf Ausgleichslei- 
stung zugebilligt hat. 

Arbeitnehmer sind von einer kommunalen Zusatz- 
versorgung befreit worden, wenn der Arbeitgeber 
Beiträge zur Höherversicherung in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen gezahlt hat. In diesen Fällen 
besteht Anspruch auf die Ausgleichsleistung. Nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes liegt hierin 
eine Ungleichbehandlung gleichgelagerter Fälle, 
die durch eine Erweiterung der Ausschlußtatbe- 
stände des § 12 Abs. 4 ZVALG bereinigt werden 
sollte. 

Die Bundesregierung wird hierzu zu gegebener Zeit 
einen Änderungsvorschlag vorlegen. 

8.3 Erweiterung des Anspruchs auf Ausgleichs- 
leistung 

Nach § 12 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 ZVALG haben u. a. 
Empfänger von Leistungen anderer Zusatzversor- 
gungseinrichtungen keinen Anspruch auf die Aus- 
gleichsleistung. Die Zusatzversorgungskasse hält 
diese Regelung dann für eine Härte, wenn die Lei- 
stungen der anderen Zusatzversorgungseinrichtung 
die Höhe der Ausgleichsleistung nicht erreicht. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß Aus- 
gleichsleistungen nur die landwirtschaftlichen Ar- 
beitnehmer erhalten sollen, die bei einem früheren 
Inkrafttreten des Versorgungstarifvertrages Ansprü- 
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che auf die Beihilfen des Versorgungswerks erwor- 
ben hätten. Das ist bei den von der Zusatzversor- 
gungskasse geschilderten Fällen nicht der Fall, weil 
der Tarifvertrag diese Arbeitnehmer nicht erfaßt 
hätte. 


8.4 Kürzung der Ausgleichsleistung 

Die Zusatzversorgungskasse hat darauf hingewie- 
sen, daß die Kürzung der Ausgleichsleistung nach 
§14 Abs. 3 ZVALG auch dann eintritt, wenn eine 
Beschäftigung als landwirtschaftlicher Arbeitneh- 
mer nach dem 1. Juli 1972 ausgeübt worden ist, je- 
doch keine Beitragspflicht nach dem Tarifvertrag 
bestanden hat. 

Auch in diesem Zusammenhang wiederholt die 
Bundesregierung ihren Standpunkt, daß die Aus- 
gleichsleistung in den Fällen an die Stelle der ta- 
rifvertraglichen Beihilfe treten soll, in denen der 
Arbeitnehmer bei früherem Inkrafttreten des Tarif- 
vertrages einen Anspruch auf tarifvertragliche Bei- 
hilfe erworben hätte. Dies ist hier nicht der Fall. 
Eine Gesetzesänderung ist daher nicht angezeigt. 

Schließlich ist noch darauf aufmerksam gemacht 
worden, daß die Fassung des § 14 Abs. 3 ZVALG zu 
einer Besserstellung der unverheirateten Berechtig- 
ten führe. Nach dem Tarifvertrag erwerben Arbeit- 
nehmer für jedes Jahr ihrer Beitragsleistung einen 
Anspruch auf eine monatliche Beihilfe in Höhe von 
2,50 DM. Hierbei spielt, es keine Rolle, ob der Ar- 
beitnehmer verheiratet oder alleinstehend ist. Nur 
für Hinterbliebene oder für Empfänger einer Rente 
wegen Berufsunfähigkeit reduziert sich die Beihilfe 
auf zwei Drittel des Betrages von 2,50 DM. Die Aus- 


gleichsleistung hingegen ist in ihrer Höhe vom Fa- 
milienstand abhängig: Der Alleinstehende erhält 
wie der hinterbliebene Ehegatte sechs Zehntel des 
für verheiratete Berechtigte festgesetzten Betrages. 
Der Gesetzgeber hat sich hierbei von der Überle- 
gung leiten lassen, daß bei der aus öffentlichen 
Mitteln aufgebrachten Ausgleichsleistung der Ge- 
danke berücksichtigt werden muß, daß Alleinste- 
hende einen geringeren Mittelbedarf als Verheira- 
tete haben. 

Die Besserstellung der Alleinstehenden wird darin 
gesehen, daß ein Alleinstehender, der bereits An- 
sprüche gegen das Versorgungswerk erworben hat, 
vom Versorgungswerk für jedes Jahr eine monatli- 
che Beihilfe von 2,50 DM erhält, während die Aus- 
gleichsleistung für jedes Jahr der Beitragsleistung 
nur um 1,50 DM monatlich gekürzt wird. Eine Bes- 
serstellung des alleinstehenden Berechtigten liegt 
hierin jedoch nicht, weil die Ausgleichsleistung des 
Alleinstehenden bereits nur 60 v. H. der Aus- 
gleichsleistung eines Verheirateten beträgt. Die 
vom Gesetzgeber vorgeschriebene Kürzungsrege- 
lung stellt sicher, daß alleinstehende Berechtigte 
auch bei Kürzung der Ausgleichsleistung immer 
60 v. H. der Ausgleichsleistung eines verheirateten 
Berechtigten erhalten. Eine Änderung der Vor- 
schrift kann daher nicht vorgeschlagen werden. 

Wenn im Endergebnis ein Alleinstehender unter 
Einbeziehung der Beihilfe des tarifvertraglichen 
Versorgungswerks mehr als 60 v. H. der Gesamtlei- 
stung an einen Verheirateten erhält, so ist dies al- 
lein auf die Regelung des Tarifvertrages zurückzu- 
führen, die nicht zwischen Verheirateten und Al- 
leinstehenden unterscheidet. Zur Verdeutlichung 
dient die folgende Übersicht: 



Gesamtanspruch in DM 

Verhältnis 
Verheira- 
teter — 
Allein- 
stehender 


Verheira- 

teter 

Allein- 

stehender 

keine Landarbeitertätigkeit nach dem 
1. Juli 1972 

a) Ausgleichsleistung 

50,00 

30,00 

100 : 60 

b) Beihilfe 

— 

— 

— 

c) insgesamt 

50,00 

30,00 

100 : 60 

5 Jahre Landarbeitertätigkeit nach dem 
1. Juli 1972 

a) Ausgleichsleistung 

37,50 

22,50 

100 : 60 

b) Beihilfe 

12,50 

12,50 

100 : 100 

c) insgesamt 

50,00 

35,00 

100 : 70 

20 Jahre Landarbeitertätigkeit nach 
dem 1 . Juli 1972 

a) Ausgleichsleistung 




b) Beihilfe 

50,00 

50,00 

100 : 100 

c) insgesamt 

50,00 

50,00 

100 : 100 
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8.5 Verwaltungsverfahren 

Die Ausgleichsleistungen werden einmal jährlich 
im Herbst nachträglich für Zeiten vom l.Juli des 
Vorjahres bis zum 30. Juni des jeweils laufenden 
Jahres festgestellt und in einer Summe ausgezahlt. 
Diese Regelung wurde in Anlehnung an den Ver- 
sorgungstarifvertrag getroffen, der ebenfalls nur 
eine einmalige nachträgliche Zahlung der Beihilfe 
vorsieht. Beide Regelungen dienen der Verwal- 
tungskosteneinsparung und sollen dazu beitragen, 
die für Beihilfen und Ausgleichsleistungen zur Ver- 
fügung stehenden Mittel in weitem Umfang den Be- 
rechtigten zugute kommen zu lassen. 

Die Bundesregierung hat — veranlaßt durch die 
Mündliche Anfrage des Mitglieds des Deutschen 
Bundestages, Hermann Kroll-Schlüter (Anlage 72 
zum Plenarprotokoll 8/19) — geprüft, ob dieser 
Auszahlungsmodus zumutbar ist. Sie möchte im In- 
teresse möglichst niedriger Verwaltungskosten von 
einem Änderungsvorschlag absehen. Der Haus- 
haltsplan der Zusatzversorgungskasse sieht für 1977 
für die Auszahlung der Ausgleichsleistungen Ver- 
waltungskosten in Höhe von 148 500 DM vor. Die- 
ser Betrag dürfte sich bei monatlicher Auszahlung 
der Ausgleichsleistung etwa verzehnfachen. Die 
Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft 
hat keine Änderung des Auszahlungsverfahrens an- 
geregt. 

Die Zusatzversorgungskasse hat angeregt, den Fest- 
stellungszeitraum für die Ausgleichsleistung (l.Juli 
des Vorjahres bis 30. Juni des jeweils laufenden 
Jahres) auf das Kalenderjahr umzustellen. Zur Be- 
gründung wird insbesondere darauf verwiesen, daß 
die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
beim geltenden Verfahren unter Zeitdruck geraten, 
weil die für den Feststellungszeitraum bestimmten 
Bundesmittel nach Möglichkeit noch bis zum Ab- 
lauf des Haushaltsjahres ausgezahlt werden sollen. 
Die Bundesregierung befürchtet, daß diese Anre- 
gung zu einer Verlängerung der Bearbeitungsdauer 
der Anträge auf Ausgleichsleistungen führen könn- 
te. Außerdem sollte ein Antragsverfahren und die 
mit ihm verbundenen Termine nicht ohne Not ge- 
ändert werden. Da die Zahl der Neuanträge künftig 


zudem niedriger liegen dürfte als in den vergange- 
nen Jahren, müßte es den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften möglich sein, zumindest die 
Folgezahlungen im laufenden Haushaltsjahr abzu- 
wickeln. Damit müßte sichergestellt werden kön- 
nen, daß der größte Teil der Bundesmittel zügig 
den Berechtigten zufließt. 

8.6 Sonstiges 

Soweit der Wortlaut des Gesetzes an die Vorschrif- 
ten des Sozialgesetzbuchs anzupassen ist, wird die 
Bundesregierung die entsprechenden Änderungs- 
vorschläge vorlegen. 


9 Ergebnis des Erfahrungsberichts 

Alle am Bericht Beteiligten haben übereinstimmend 
festgestellt, daß die in das Gesetz gesetzten Erwar- 
tungen erfüllt worden sind: 

— Die durch die Tarifvertragsparteien der Land- 
und Forstwirtschaft ins Leben gerufene tarifver- 
tragliche Zusatzaltersversorgung wird bei Wah- 
rung der Unabhängigkeit der Tarifvertragspar- 
teien von einem eingespielten, mit den Verhält- 
nissen der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
vertrauten Verwaltungsapparat kostengünstig 
durchgeführt. 

— Ältere landwirtschaftliche Arbeitnehmer, die 
wegen ihres vorgerückten Alters keine oder nur 
geringe Ansprüche gegen das tarifvertragliche 
Versorgungswerk haben, erfahren durch die 
vom Bund aufgebrachten Ausgleichsleistungen 
eine Verbesserung ihrer Alterssicherung. 

Grundlegende Änderungen des Gesetzes sind nicht 
erforderlich. Soweit im Bericht Änderungen in Be- 
tracht gezogen worden sind, wird die Bundesregie- 
rung alsbald entsprechende Vorschläge vorlegen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich 
das Gesetz über die Errichtung einer Zusatzversor- 
gungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft bewährt hat. 
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Anhang 10.1 


Tarifvertrag über eine Zusatzversorgung der Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft 
vom 20. November 1973 *) 

in der Fassung des 1. Änderungstarifvertrages vom 8. November 1974 **) 


Zwischen den Mitgliedsverbänden des Gesamtverbandes der Deutschen Land- 

und Forstwirtschaftlichen Arbeitgeberverbände e, V. 

1. Arbeitgeberverband der Land- und Forstwirtschaft in Schleswig-Holstein 
e. V., Rendsburg 

2. Arbeitgeberverband im Bauernverband Hamburg e. V., Hamburg 

3. Land- und forstwirtschaftlicher Arbeitgeberverband Weser-Ems e. V. f 
Oldenburg 

4. Land- und forstwirtschaftliche Arbeitgebervereinigung Niedersachsen e. V., 
Hannover 

5. Arbeitgeberverband der Westfälisch-Lippischen Land- und Forstwirtschaft 
e. V. r Münster/ Westf. 

6. Land- und forstwirtschaftliche Arbeitgebervereinigung des Rheinischen 
Landwirtschaftsverbandes e. V., Bonn 

7. Land- und forstwirtschaftlicher Arbeitgeberverband für Hessen e, V. r Bad 
Homburg v. d. H. 

8. Landwirtschaftlicher Arbeitgeberverband Rheinland-Nassau, Koblenz 

9. Arbeitgeberverband für Landwirtschaft, Wein-, Obst- und Gemüsebau in 
der Provinz Rheinhessen e. V., Mainz 

10. Landwirtschaftlicher Arbeitgeberverband der Pfalz e. V., Neustadt/Wein- 
straße 

1 1 . Landwirtschaftlicher Arbeitgeberverband für Südbaden, Freiburg/Brsg. 

12. Arbeitgeberverband der Land- und Forstwirtschaft in Württemberg-Baden, 
Stuttgart 

13. Land- und forstwirtschaftlicher Arbeitgeberverband Württemberg-Hohen- 
zollern e. V., Ravensburg 

14. Arbeitgeberverband für die Land- und Forstwirtschaft in Bayern e. V., 
München 

sowie 

15. Landesverband Gartenbau und Landwirtschaft Berlin e. V., Berlin 

16. Arbeitgeberverband für Landwirtschaft und Gartenbau, Saarbrücken 

einerseits und 

der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft, Hauptvorstand, ande- 
rerseits 

wird folgendes vereinbart: 


*) Der Tarifvertrag ist mit Wirkung vom 1. Juli 1972 für allgemeinverbindlich erklärt 
worden (BAnz. Nr. 14 vom 22. Januar 1974 S. 1) 

**) Der 1. Anderungstarifvertrag (1. ÄndTV) ist mit Wirkung vom 1. Juli 1972 für allge- 
meinverbindlich erklärt worden (BAnz. Nr. 57 vom 22. März 1975 S. 2) 
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§ 1 

Geltungsbereich 

1. Räumlich: 

Für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin (West). 

2. Fachlich: 

Für alle 

Betriebe der Land- und Forstwirtschaft ein- 
schließlich des landwirtschaftlichen Obst- und 
Gemüsebaues, des Weinbaues sowie der 
Teichwirtschaft und der Fischzucht, deren Ne- 
benbetriebe; 

gemischten Betriebe mit überwiegend land- 
wirtschaftlichem, forstwirtschaftlichem, wein-, 
obst- oder gemüsebaulichem Charakter; 

selbständigen Nebenbetriebe oder Betriebs- 
abteilungen gewerblicher Unternehmen mit 
landwirtschaftlichem, forstwirtschaftlichem, 
wein-, obst- oder gemüsebaulichem Charak- 
ter. 

3. Persönlich: 

Für alle ständig beschäftigten und in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung versicherten Arbeit- 
nehmer und die nicht nach dem Gesetz über die 
Krankenversicherung der Landwirte versicher- 
ten Auszubildenden in Betrieben des unter Ab- 
satz 2 genannten fachlichen Geltungsberei- 
ches. *) 

§2 

Zusatzversorgungswerk 

(1) Die Tarifvertragsparteien gründen ein „Zu- 
satzversorgungswerk für Arbeitnehmer in der Land- 
und Forstwirtschaft e. V. — (ZLF)" als gemeinsame 
Einrichtung im Sinne von § 4 Abs. 2 TVG. 

(2) Das ZLF gewährt an land- und forstwirt- 
schaftliche Arbeitnehmer (§ 1 Nr. 3) und deren Wit- 
wen/Witwer im Rentenfalle Beihilfen. Zur Finanzie- 
rung dieser Beihilfen leisten die land- und forst- 
wirtschaftlichen Arbeitgeber Beiträge an das 
ZLF. 

(3) Die Aufgaben des ZLF führt die Zusatzversor- 
gungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft — ZLA — (Gesetz über die Errich- 
tung einer Zusatzversorgungskasse für Arbeitneh- 
mer in der Land- und Forstwirtschaft — ZVALG) 
durch. 

§3 

Beitragspflicht 

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Beitrag 
von monatlich 10 DM je ständig beschäftigten Ar- 
beitnehmer und je Auszubildenden zu leisten. Stän- 
dig beschäftigt ist, wer unbefristet oder für einen 
Zeitraum von mehr als sechs Monaten eingestellt 
ist. 

*) § 1 Nr. 3 geändert durch § 1 Nr. 1 des 1. ÄndTV 


(2) Als Beschäftigter im Sinne des Absatzes 1 gilt 
auch 

1. ein nicht ständig beschäftigter Arbeitnehmer, 
der in den beiden dem Tag der Einstellung vor- 
ausgegangenen Jahren mindestens zwölf Monate 
rentenversicherungspflichtig in der Land- und 
Forstwirtschaft (§ 1 Nr. 2) beschäftigt war; 

2. ein Arbeitnehmer, auf den die Voraussetzung 
des § 4 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 zutrifft. 

§4 

Ausnahmen von der Beitragspflicht 

(1) Für folgende Arbeitnehmer sind keine Beiträ- 
ge zu leisten: 

1. Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis voraus- 
sichtlich nicht länger als sechs Monate dauert, 
es sei denn, daß die Voraussetzungen von § 3 
Abs. 2 Nr. 1 vorliegen. Wird das Arbeitsverhält- 
nis über diesen Zeitraum hinaus verlängert oder 
fortgesetzt, besteht Pflicht zur Beitragsleistung. 

2. Arbeitnehmer, die nur eine Nebenbeschäftigung 
(§ 1228 Abs. 2 Buchstabe b RVO) in einem land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieb ausüben. 

(2) Das gleiche gilt für Arbeitnehmer, wenn 

1. eine Anwartschaft oder ein Anspruch auf le- 
benslängliche Versorgung nach beamtenrechtli- 
chen Vorschriften oder Grundsätzen oder ent- 
sprechenden kirchenrechtlichen Regelungen min- 
destens in Höhe der beamtenrechtlichen Mindest- 
versorgungsbezüge besteht und Hinterbliebenen- 
versorgung gewährleistet ist; 

2. nach einer Ruhelohnordnung oder einer entspre- 
chenden Bestimmung eine Anwartschaft oder 
ein Anspruch auf ein Ruhegeld oder Ruhelohn 
besteht und Hinterbliebenenversorgung gewähr- 
leistet ist; 

3. sie für das bei den Beteiligten bestehende Ar- 
beitsverhältnis auf Grund gesetzlicher, tariflicher 
oder vertraglicher Vorschrift einer anderen Zu- 
satzversorgungseinrichtung angehören müssen 
(z. B. Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder, kommunale Versorgungsanstalten, Ver- 
sorgungsanstalt der Deutschen Bühnen, Versor- 
gungsanstalt der Deutschen Kulturorchester, 
Bundesbahnversicherungsanstalt — Abt. B — , 
Bremische Ruhelohnkasse); 

4. sie das 65. Lebensjahr vollendet haben, es sei 
denn, daß sie von den Beteiligten über das 65. 
Lebensjahr hinaus weiterbeschäftigt werden, 
weil die Voraussetzungen für das Altersruhe- 
geld aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
nicht vorliegen oder die Wartezeit (§ 9 Abs. 2) 
nicht erfüllt ist. 

(3) Bestehen bei Abschluß dieses Tarifvertrages 
zwischen einem landwirtschaftlichen Arbeitgeber 
und seinem Arbeitnehmer bereits auf tarifvertragli- 
cher oder privatrechtlicher Basis abgeschlossene 
Vereinbarungen über zusätzliche Alterssicherun- 
gen, so befreien diese von der Beitragspflicht, wenn 
sie quantitativ und qualitativ mindestens die Lei- 
stungen des ZLF garantieren. 
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§5 

Beginn und Ende der Beitragspflicht 

(1) Die Pflicht zur Beitragsleistung besteht vom 
Beginn des Monats an, in dem ihre Voraussetzun- 
gen erfüllt sind, frühestens jedoch mit dem Anfang 
des Monats, in dem das Arbeitsverhältnis beginnt. 
Im Fall des § 4 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 besteht die 
Pflicht zur Beitragsleistung rückwirkend vom An- 
fang des Monats an, in dem das Arbeitsverhältnis 
begonnen hat. 

(2) Die Pflicht zur Beitragsleistung endet mit dem 
Monat, in dem ihre Voraussetzungen entfallen. Bei 
Vollendung des 65. Lebensjahres endet sie jedoch 
mit dem Ende des Monats, in dem der Arbeitneh- 
mer das 65. Lebensjahr vollendet hat. Wird der Ar- 
beitnehmer über das 65. Lebensjahr hinaus weiter- 
beschäftigt, weil die Voraussetzungen für das Al- 
tersruhegeld aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung nicht vorliegen oder die Wartezeit (§ 9 Abs. 2) 
nicht erfüllt ist, endet die Pflicht zur Beitragslei- 
stung mit Ablauf des Monats, in dem die Voraus- 
setzungen für das Altersruhegeld aus der gesetzli- 
chen Rentenversicherung und die Wartezeit (§ 9 
Abs. 2) erfüllt sind, spätestens jedoch mit Ablauf 
des Monats, in dem das Arbeitsverhältnis beendet 
wird. 

§6 

Erfüllung der Beitragspflicht 

(1) Die mit der Durchführung der Aufgaben des 
ZLF beauftragte ZLA hat das unmittelbare Recht, 
den Beitrag zu fordern. 

(2) Der Beitrag wird jeweils für den Zeitraum ei- 
nes Jahres nachträglich von der ZLA abgerufen. 

(3) Die zwischen dem l.Juli 1972 und der Auf- 
nahme der Tätigkeit des ZLF fällig gewordenen 
Beiträge werden in einem Betrag abgerufen. 

§7 

Verjährung 

Die Beitragsansprüche verjähren in vier Jahren. 
Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Ende des Ka- 
lenderjahres, in dem die Beiträge fällig geworden 
sind. 

§ 8 

Arten der Beihilfe 

Das ZLF gewährt folgende Leistungen: 

1. Beihilfen zum Altersruhegeld aus der gesetzli- 
chen Rentenversicherung, 

2. Beihilfen zur Erwerbs- oder Berufsunfähigkeits- 
rente aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, 

3. Beihilfen zur Witwen-/Witwerrente aus der ge- 
setzlichen Rentenversicherung. 


§ 9 

Voraussetzungen der Beihilfe 

(1) Die Beihilfe wird gewährt, wenn 

1. die Wartezeit erfüllt ist und 

2. ein Rentenbescheid des Rentenversicherungsträ- 
gers vorliegt. 

(2) Die Wartezeit beträgt 180 Kalendermonate. 
Als Wartezeiten gelten: 

1. vom l.Juli 1972 an alle Zeiten der rentenversi- 
cherungspflichtigen Tätigkeit in einem Betrieb 
der Land- und Forstwirtschaft, sofern Beitrags- 
pf licht bestand; 

2. vor dem 1. Juli 1972 alle Zeiten einer rentenver- 
sicherungspflichtigen Tätigkeit in einem Betrieb 
der Land- und Forstwirtschaft, sofern sie nicht 
unter die Ausnahme von der Beitragspflicht (§ 4) 
fallen; § 1250 Abs. 1 Buchstabe a der Reichsver- 
sicherungsordnung, § 27 Abs. 1 Buchstabe a des 
Angestelltenversicherungsgesetzes und §§ 15 ff. 
Fremdrentengesetz gelten entsprechend; *) 

3. Ersatz- und Ausfallzeiten im Sinne der Vor- 
schriften der gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen, durch die eine Beschäftigung als landwirt- 
schaftlicher Arbeitnehmer unterbrochen worden 
ist, sowie Zeiten, für die älteren Arbeitnehmern 
eine Anpassungshilfe auf Grund landesrechtli- 
cher Vorschriften gezahlt worden ist. **) 

Für die Gewährung der Beihilfe zur Witwen-/Wit- 
werrente gelten die gleichen Bestimmungen über 
die Wartezeit wie für die Gewährung von Beihilfen 
zur Berufs- oder Erwerbsunfähigkeitsrente und zum 
Altersruhegeld. 

(3) Tritt der Versicherungsfall infolge eines 
Arbeitsunfalles (oder einer Berufskrankheit) in der 
Land- und Forstwirtschaft im Sinne der Bestimmun- 
gen der gesetzlichen Unfallversicherung ein, so 
wird die Beihilfe auch dann gewährt, wenn die 
Wartezeit nicht erfüllt ist. 

(4) Die Witwe/der Witwer ist nur anspruchsbe- 
rechtigt, sofern die Ehe vor Vollendung des 65. Le- 
bensjahres der/des Verstorbenen geschlossen war. 

§ 10 

Höhe der Beihilfe 

(1) Die Höhe der Beihilfe richtet sich nach der 
Leistungsfähigkeit des ZLF. Dabei sind insbesonde- 
re zu berücksichtigen: 

1. die notwendigen Rückstellungen wegen An- 
stiegs der Beihilfeberechtigtenzahl und des Bei- 
hilfebetrags je Beihilfefall, 

2. die Entwicklung des Beitragsaufkommens. 

(2) Die Höhe der Beihilfen beträgt für die Zeit 
vom 1. Juli 1973 bis 30. Juni 1978 


*) § 9 Abs. 2 Nr. 2 geändert durch § 1 Nr. 2 des 1. ÄndTV 
**) § 9 Abs. 2 Nr. 3 geändert durch § 1 Nr. 3 des 1. ÄndTV 
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1. zum Altersruhegeld und zur Erwerbsunfähig- 
keitsrente monatlich 2,50 DM je zwölf Monate, 
für die nach § 3 Beitragspflicht bestand, 

2. zur Berufsunfähigkeitsrente und zur Witwen-/ 
Witwerrente des Satzes in Nummer 1. 

Die Höhe der Beihilfen ab 1. Juli 1978 ist bis zum 
30. Juni 1978 neu festzusetzen. 

§ 11 

Auszahlung der Beihilfe 

(1) Die Beihilfen werden auf Antrag gewährt. Für 
verstorbene Berechtigte kann der Antrag durch die 
Witwe oder den Witwer gestellt werden. *) 

(2) Beihilfen werden möglichst für jeweils zwölf 
Monate, und zwar nachträglich, gezahlt. 

(3) Die Beihilfen werden vom Beginn des Monats 
an, in dem ein Anspruch gegenüber der gesetzli- 
chen Rentenversicherung besteht und die Wartezeit 
erfüllt ist, bis zum Ablauf des Monats gewährt, in 
dem der Berechtigte stirbt oder die Leistungsvor- 
aussetzungen aus anderen Gründen entfallen. 

§ 12 

Abtretung, Vormundschaft 

(1) Ansprüche auf Beihilfe können weder ver- 
pfändet noch abgetreten werden. 

(2) Ist der Beihilfeberechtigte entmündigt oder 
unter vorläufige Vormundschaft oder Pflegschaft 

3 § 11 Abs. 1 Satz 2 angefügt durch § 1 Nr. 4 des 
l.ÄndTV 


gestellt, so ist die Beihilfe an den Vormund oder 
Pfleger zu zahlen. 

§ 13 

Verjährung 

Ansprüche auf Beihilfe verjähren in vier Jahren. 
Die Verjährung beginnt mit Ablauf des Jahres, in 
dem die Voraussetzungen für die Beihilfe (§ 9) er- 
füllt sind. 

§ 14 

Erfüllungsort und Gerichtsstand 

Erfüllungsort und Gerichtsstand für Ansprüche 
aus diesem Tarifvertrag ist der Sitz der ZLA. 

§ 15 

Inkrafttreten und Kündigung 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am l.Juli 1972 in 
Kraft. Er gilt bis zum 31. Dezember 1982. Der Tarif- 
vertrag über eine Zusatzversorgung der Arbeitneh- 
mer in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
vom 17. April 1972 tritt hiermit außer Kraft. 

(2) Die Laufzeit dieses Vertrages verlängert sich 
jeweils um fünf Jahre, wenn er nicht spätestens ein 
Jahr vor Beendigung der Laufzeit von einer ver- 
tragschließenden Partei schriftlich gekündigt 
wird. 

(3) § 3 — Beitrag zum ZLF — kann abweichend 
von Absatz 1 und 2 nach Ablauf von zwei Jahren 
mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende 
schriftlich gekündigt werden. 
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Anhang 10.2 


Gesetz über die Errichtung einer Zusatzversorgungskasse 
für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft (ZVALG) 

vom 31. Juli 1974 (RGBl. I S. 1660), zuletzt geändert durch § 25 des Neunzehnten 
Rentenanpassungsgesetzes vom 3. Juni 1976 (BGBl. I S. 1373) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 

Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer 
in der Land- und Forstwirtschaft 

§ 1 

(1) Die Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer 
in der Land- und Forstwirtschaft (ZLA) wird als 
bundesunmittelbare Anstalt des öffentlichen Rechts 
am Sitz des Bundesverbandes der landwirtschaftli- 
chen Berufsgenossenschaften errichtet. 

(2) Die Aufsicht über die Zusatzversorgungskas- 
se für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirt- 
schaft führt das Bundesversicherungsamt, Ihm ob- 
liegt auch die Genehmigung der Satzung. 

§2 

(1) Der Zusatzversorgungskasse für Arbeitneh- 
mer in der Land- und Forstwirtschaft obliegt die 
Zahlung von Ausgleichsleistungen an Arbeitneh- 
mer der Land- und Forstwirtschaft sowie die Durch- 
führung anderer Aufgaben (§16 dieses Gesetzes). 

(2) Land- und forstwirtschaftliche Arbeitnehmer 
(landwirtschaftliche Arbeitnehmer) sind Personen, 
die im Geltungsbereich dieses Gesetzes in einem 
Betrieb der Landwirtschaft oder der Forstwirtschaft 
einschließlich des landwirtschaftlichen Obst- und 
Gemüsebaus, des Weinbaus sowie der Teichwirt- 
schaft und der Fischzucht ständig rentenversiche- 
rungspflichtig beschäftigt werden. Als Betrieb im 
Sinne des Satzes 1 gelten auch 

a) gemischte Betriebe mit überwiegend landwirt- 
schaftlichem, forstwirtschaftlichem, wein-, obst- 
oder gemüsebaulichem Charakter und 

b) selbständige Nebenbetriebe und selbständige Be- 
triebsabteilungen gewerblicher Unternehmen 
mit landwirtschaftlichem, forstwirtschaftlichem, 
wein-, obst- oder gemüsebaulichem Charakter. 

§3 

Organe der Zusatzversorgungskasse für Arbeit- 
nehmer in der Land- und Forstwirtschaft sind die 
Vertreterversammlung, der Vorstand und der Ge- 
schäftsführer. 


§4 

(1) Die Vertreterversammlung setzt sich aus je 
neun Mitgliedern aus der Gruppe der Arbeitnehmer 
und der Arbeitgeber zusammen. Drei Vertreter je- 
der Gruppe müssen dem Vorstand einer landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaft angehören. 

(2) Die Mitglieder der Vertreterversammlung so- 
wie für jedes Mitglied ein Stellvertreter werden auf 
Vorschlag von Tarifvertragsparteien der Land- und 
Forstwirtschaft durch die Aufsichtsbehörde beru- 
fen. Vorschlagsberechtigt sind Tarifvertragspartei- 
en, die am Tage der Ankündigung einer allgemei- 
nen Wahl zu den Organen der Sozialversicherungs- 
träger eine gemeinsame Einrichtung im Sinne des 
§ 4 Abs. 2 des Tarifvertragsgesetzes unterhalten, die 
eine Zusatzaltersversorgung für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft zum Gegenstand hat 
und deren Aufgaben durch die Zusatzversorgungs- 
kasse durchgeführt werden. 

(3) Der Vertreterversammlung obliegt 

1. die Wahl der Mitglieder des Vorstands und ih- 
rer Stellvertreter, 

2. die Aufstellung und Änderung der Satzung, 

3. die Festsetzung des Haushaltsplans, 

4. die Prüfung und Abnahme der Jahresrech- 
nung, 

5. die Entlastung des Vorstands und des Geschäfts- 
führers, 

6. die Erfüllung sonstiger ihr durch Gesetz oder 
Satzung zugewiesener Aufgaben. 

§5 

Der Vorstand besteht aus je drei Vertretern der 
Gruppen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber. 
Ein Vertreter jeder Gruppe muß dem Vorstand ei- 
ner landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft an- 
gehören. 

§6 

Geschäftsführer der Zusatzversorgungskasse ist 
der Geschäftsführer des Bundesverbandes der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften. 

§7 

Rechnungsführung und Rechnungslegung richten 
sich nach den für die landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften geltenden Vorschriften. 
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§8 

Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, die nur im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung erteilt werden kann. 

§9 

(1) Durch Verwaltungsvereinbarung kann gere- 
gelt werden, daß landwirtschaftliche Berufsgenos- 
senschaften innerhalb ihres Bezirks Verwaltungs- 
aufgaben der Zusatzversorgungskasse (§ 2 Abs. 1) 
wahrnehmen. Die Verwaltungsvereinbarung hat die 
wahrzunehmenden Aufgaben zu bezeichnen und 
eine Regelung über die Erstattung der bei Durch- 
führung der wahrzunehmenden Aufgaben entste- 
henden Verwaltungskosten zu enthalten. Die Ver- 
waltungsvereinbarung ist in derselben Weise wie 
die Satzung der Zusatzversorgungskasse zu veröf- 
fentlichen. 

(2) Kommt eine Verwaltungs Vereinbarung nach 
Absatz 1 für den Bezirk einer landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaft nicht zustande, so kann die 
Verwaltungsvereinbarung für diesen Bezirk mit ei- 
ner anderen landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaft, die dieselbe Aufsichtsbehörde hat, getroffen 
werden. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt. 

(3) Kommt für den Bezirk einer landwirtschaftli- 
chen Berufsgenossenschaft eine Verwaltungsverein- 
barung weder nach Absatz 1 noch nach Absatz 2 
zustande, so kann der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten nach Anhörung des Bundesverbandes der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften und der 
Zusatzversorgungskasse durch Rechtsverordnung 
eine bundesunmittelbare landwirtschaftliche Be- 
rufsgenossenschaft verpflichten, im Bezirk dieser 
Berufsgenossenschaft Verwaltungsaufgaben der Zu- 
satzversorgungskasse durchzuführen. Die Rechts- 
verordnung hat die durchzuführenden Aufgaben zu 
bezeichnen und eine Regelung über die Erstattung 
der bei Durchführung der Aufgaben entstehenden 
Verwaltungskosten zu enthalten. 

§ 10 

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, gelten 

1. für die Selbstverwaltung und den Geschäftsfüh- 
rer die Vorschriften des Selbstverwaltungsgeset- 
zes — SVwG, 

2. die für die landwirtschaftliche Unfallversiche- 
rung geltenden Vorschriften der Reichsversiche- 
rungsordnung mit Ausnahme der §§ 652, 690 
bis 701 

entsprechend. 

(2) Die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit ent- 
scheiden über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in 
Angelegenheiten dieses Gesetzes. 


Zweiter Abschnitt 

Ausgleichsleistungen an Arbeitnehmer 
der Land- und Forstwirtschaft 

§ 11 

(1) Eine Ausgleichsleistung wird gewährt, wenn 
den landwirtschaftlichen Arbeitnehmern im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland, die in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung versichert sind, sowie 
ihren Witwen und Witwern auf Grund tarifvertrag- 
licher Vorschriften eine Anwartschaft oder ein An- 
spruch auf Beihilfe zu den Altersruhegeldern, den 
Renten wegen Erwerbsunfähigkeit oder den Hinter- 
bliebenenrenten aus der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung gewährleistet ist; landwirtschaftliche Ar- 
beitnehmer, deren Beschäftigungsverhältnis voraus- 
sichtlich nicht länger als sechs Monate dauert, kön- 
nen hiervon ausgenommen sein. 

(2) Landwirtschaftlichen Arbeitnehmern darf eine 
Anwartschaft oder ein Anspruch gemäß Absatz 1 
nicht gewährleistet sein, wenn sie 

a) für ihr Arbeitsverhältnis auf Grund gesetzlicher, 
tarif vertraglicher oder vertraglicher Vorschrift 
einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung als 
für landwirtschaftliche Arbeitnehmer angehören 
müssen, 

b) Anwartschaft oder Anspruch auf lebenslängliche 
Versorgung nach beamten- oder kirchenrechtli- 
chen Vorschriften oder Grundsätzen haben und 
ihnen eine Versorgung ihrer Witwen oder Wit- 
wer gewährleistet ist oder 

c) nach einer Ruhelohnordnung oder nach einer 
entsprechenden Bestimmung eine Anwartschaft 
oder einen Anspruch auf Ruhegeld oder Ruhe- 
lohn haben und ihnen eine Versorgung ihrer 
Witwen oder Witwer gewährleistet ist. 

§ 12 

(1) Die Ausgleichsleistung erhält, wer 

a) aus der gesetzlichen Rentenversicherung ein Al- 
tersruhegeld erhält, 

b) nach Vollendung seines 40. Lebensjahres minde- 
stens 180 Kalendermonate als landwirtschaftli- 
cher Arbeitnehmer beschäftigt war und 

c) am 1. Juli 1972 das 50. Lebensjahr vollendet 
hatte. 

Auf Empfänger einer Rente wegen Erwerbsunfähig- 
keit oder eines Altersruhegeldes, das an eine Rente 
wegen Erwerbsunfähigkeit anschließt, findet Satz 1 
mit der Maßgabe Anwendung, daß die Vorausset- 
zung des Satzes 1 Buchstabe b als erfüllt gilt, wenn 
in den letzten 25 Jahren vor Beginn der Rente we- 
gen Erwerbsunfähigkeit mindestens 180 Kalender- 
monate eine Beschäftigung als landwirtschaftlicher 
Arbeitnehmer ausgeübt worden ist. 

(2) Den Zeiten einer Beschäftigung als landwirt- 
schaftlicher Arbeitnehmer stehen Ersatz- und Aus- 
fallzeiten im Sinne der Vorschriften der gesetzli- 
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chen Rentenversicherungen, durch die eine Be- 
schäftigung als landwirtschaftlicher Arbeitnehmer 
unterbrochen worden ist, sowie Zeiten, für die auf 
Grund landesrechtlicher Vorschriften eine Anpas- 
sungshilfe für ältere landwirtschaftliche Arbeitneh- 
mer gewährt worden ist, bei Anwendung des Ab- 
satzes 1 gleich. 

(2 a) Bei Personen im Sinne der §§ 1 bis 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 3. September 1971 (BGBl. I 
S. 1565, 1807), zuletzt geändert durch Artikel 89 des 
Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 

2. März 1974 (BGBl. I S. 469), stehen Zeiten einer 
Beschäftigung als landwirtschaftlicher Arbeitneh- 
mer in Gebieten, in denen diese Personen vor der 
Vertreibung, Flucht oder Aussiedlung ihren Wohn- 
sitz oder ständigen Aufenthalt hatten, bei Anwen- 
dung der Absätze 1 und 2 den Zeiten einer Beschäf- 
tigung als landwirtschaftlicher Arbeitnehmer im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes (§ 2 Abs. 2) gleich, 
wenn im Geltungsbereich dieses Gesetzes wieder 
eine Beschäftigung als landwirtschaftlicher Arbeit- 
nehmer ausgeübt worden ist; für Personen aus den 
in § 3 Abs. 1 des Bundesvertriebenengesetzes ge- 
nannten Gebieten gilt dies auch, wenn die dort ge- 
nannten persönlichen Voraussetzungen nicht vor- 
liegen. 

(3) Witwen und Witwer der in Absatz 1 genann- 
ten landwirtschaftlichen Arbeitnehmer erhalten die 
Ausgleichsleistung, wenn 

a) der verstorbene Ehegatte Anspruch auf Aus- 
gleichsleistung hatte oder gehabt hätte, wenn er 
im Zeitpunkt seines Todes erwerbsunfähig im 
Sinne der Vorschriften der gesetzlichen Renten- 
versicherungen gewesen wäre, 

b) die Witwe oder der Witwer eine nach § 1268 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung, § 45 
Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
oder § 69 Abs. 2 des Reichsknappschaftsgesetzes 
berechnete Witwen- oder Witwerrente erhält 
und 

c) die Ehe vor Vollendung des 65. Lebensjahres des 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmers geschlossen 
worden ist. 

(4) Keinen Anspruch auf Ausgleichsleistung ha- 
ben Personen, 

1. die für ihr land- oder forstwirtschaftliches Ar- 
beitsverhältnis auf Grund gesetzlicher, tarifver- 
traglicher oder vertraglicher Vorschrift An- 
spruch gegen eine andere Zusatzversorgungsein- 
richtung erworben haben, 

2. denen Versorgung nach beamten- oder kirchen- 
rechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen zu- 
steht, 

3. denen nach einer Ruhelohnordnung oder einer 
entsprechenden Bestimmung Ruhegeld oder Ru- 
helohn zusteht, 

4. die Anspruch auf Altersgeld oder Landabgabe- 
rente nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte haben. 


§ 13 

Die Kosten der Ausgleichsleistung einschließlich 
ihrer Verwaltungskosten trägt der Bund bis zu fol- 
genden Höchstbeträgen: 

24 000 000 Deutsche Mark für das Kalender- 
jahr 1974, 26 000 000 Deutsche Mark für das Kalen- 
derjahr 1975, 29 000 000 Deutsche Mark für das Ka- 
lenderjahr 1976, 31 000 000 Deutsche Mark für jedes 
Kalenderjahr ab 1977. 

§ 14 

(1) Der Monatsbetrag der Ausgleichsleistung 
wird jährlich nach Maßgabe der in diesem Gesetz 
bestimmten Bundesmittel nach Abzug der Verwal- 
tungskosten durch Beschluß des Vorstandes der Zu- 
satzversorgungskasse festgesetzt. Der Beschluß be- 
darf der Genehmigung des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und des Bun- 
desministers der Finanzen. 

(2) Der Monatsbetrag der Ausgleichsleistung be- 
trägt für den verheirateten Berechtigten höchstens 
50 Deutsche Mark und für den unverheirateten Be- 
rechtigten sechs Zehntel dieses Betrages. Haben 
beide Ehegatten Anspruch auf die Ausgleichslei- 
stung, so erhält jeder Ehegatte die Ausgleichslei- 
stung für den unverheirateten Berechtigten. Treffen 
mehrere Ausgleichsleistungen zusammen, so wird 
die Ausgleichsleistung nur einmal gewährt, und 
zwar, unter den Voraussetzungen des Absatzes 3, 
die höchste. 

(3) Der Monatsbetrag der Ausgleichsleistung für 
Berechtigte, die nach dem 1. Juli 1972 als landwirt- 
schaftliche Arbeitnehmer beschäftigt waren, sowie 
für ihre Witwen und Witwer ist bei Berechtigten, 
die die Ausgleichsleistung für Verheiratete erhal- 
ten, um 2,50 Deutsche Mark und bei Berechtigten, 
die die Ausgleichsleistung für Unverheiratete er- 
halten, um 1,50 Deutsche Mark für jeweils zwölf 
Monate der Beschäftigung als landwirtschaftlicher 
Arbeitnehmer nach dem 1. Juli 1972 zu kürzen. 

§ 15 

(1) Die Ausgleichsleistung für Zeiten vom 1. Juli 
des Vorjahres bis zum 30, Juni des jeweils laufen- 
den Jahres wird nachträglich festgestellt und in ei- 
ner Summe ausgezahlt. Die Auszahlung soll in dem 
Haushaltsjahr erfolgen, in dem die Ausgleichslei- 
stung festgestellt worden ist. 

(2) Die erstmalige Feststellung der Ausgleichslei- 
stung erfolgt auf Antrag. Der Antrag auf Aus- 
gleichsleistung für Zeiten vom 1. Juli des Vorjahres 
bis zum 30. Juni des laufenden Jahres ist bis zum 
30. September des laufenden Jahres bei der Zusatz- 
versorgungskasse zu stellen; §1613 Abs. 5 der 
Reichsversicherungsordnung gilt entsprechend. Die- 
ser Antrag gilt auch für die Ausgleichsleistung für 
Zeiten vor dem 1. Juli des Vorjahres, wenn der Be- 
scheid über die Rente aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung (§ 12) in der Zeit vom 1. Juli des Vor- 
jahres bis zum 30. September des laufenden Jahres 
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zugestellt worden ist und die Rente vor dem 1. Juli 
des Vorjahres beginnt; Absatz 1 gilt entsprechend. 
Für verstorbene Berechtigte kann der Antrag durch 
die Witwe oder den Witwer gestellt werden. Die 
Satzung der Zusatzversorgungskasse kann die Ver- 
wendung eines Antragsvordrucks vorschreiben. 

(3) Die Überweisungsmitteilung gilt als Bewilli- 
gungsbescheid. Sie hat Angaben über die Berech- 
nung der Ausgleichsleistung und eine Rechtsbe- 
helfsbelehrung zu enthalten, anderernfalls ist dem 
Berechtigten ein gesonderter Bewilligungsbescheid 
zu erteilen. 

(4) Der Zusatzversorgungskasse obliegt die allge- 
meine Aufklärung der Berechtigten, 


Dritter Abschnitt 

Sonstige Aufgaben der Zusatzversorgungskasse 


§ 16 

(1) Die Zusatzversogungskasse kann mit Geneh- 
migung des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung die Aufgaben gemeinsa- 
mer Einrichtungen der Tarifvertragsparteien der 
Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 4 Abs. 2 
des Tarifvertragsgesetzes, die eine Zusatzaltersver- 
sorgung für Arbeitnehmer der Land- und Forstwirt- 
schaft zum Gegenstand haben, durchführen. 

(2) Soweit gemeinsame Einrichtungen zur Durch- 
führung ihrer Aufgaben die Zusatzversorgungskas- 


se in Anspruch nehmen, haben sie der Zusatzver- 
sorgungskasse die hierdurch entstehenden Verwal- 
tungskosten zu erstatten. 


Vierter Abschnitt 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 17 

Bis zum Zusammentritt einer Vertrete rversamm- 
lung, deren Mitglieder gemäß § 4 Abs. 2 berufen 
worden sind, werden die Aufgaben der Mitglieder 
der Vertreterversammlung durch Personen wahrge- 
nommen, die das Bundesversicherungsamt auf Vor- 
schlag der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und 
Forstwirtschaft und des Gesamtverbandes der deut- 
schen land- und forstwirtschaftlichen Arbeitgeber- 
verbände beruft. § 4 Abs. 1 Satz 2 gilt. 

§ 18 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (BGBl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsver- 
ordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 19 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. x ) Ansprüche auf Ausgleichsleistung 
können ab 1. Juli 1973 entstehen. 


*) Verkündet am 3. August 1974 
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Anhang 10.3 


Vereinbarung 

zwischen dem Zusatzversorgungswerk für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft (ZLF) 

und der Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft (ZLA) 

über die Übertragung der Aufgaben des Zusatzversorgungswerks auf die Zusatz versorgungskasse 

gemäß § 16 des Gesetzes über die Errichtung einer Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in der Land- 
und Forstwirtschaft — ZVALG — vom 31. Juli 1974 (BGBL I S. 1660) und § 2 Abs. 3 des Tarifvertrages 
über eine Zusatzversorgung der Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft vom 20. November 1973 

— TV — für allgemeinverbindlich erklärt durch Bekanntmachung des Bundesministeriums für Arbeit und 
und Sozialordnung vom 15. Januar 1974 (BAnz. 1974 Nr. 14 vom 22. Januar 1974 S. 1). 

— Ubertragungsvereinbarung — unter Berücksichtigung des 1. Nachtrages vom 17. Oktober 1975 


Inhalt 


I. Rechtsgrundlagen 

§ 1 Aufgaben des Zusatzversorgungswerks 23 

§ 2 Übertragung der Aufgaben des Zusatzversorgungswerks auf die 

Zusatzversorgungskasse 23 

§ 3 Durchführung der Aufgaben des Zusatzversorgungswerks durch 

die Zusatzversorgungskasse 23 


II. Durchführung von Aufgaben durch die Zusatzversorgungskasse 

§ 4 Grundsatz 

§ 5 Wahrnehmung von Aufgaben durch die landwirtschaftlichen Be 
rufsgenossenschaften 

§ 6 Vertretungsberechtigung 

§ 7 Erstattung von Verwaltungskosten 

III. Übergangs- und Schlußvorschriften 


§ 8 Vorlaufkosten 24 

§ 9 Inkrafttreten 24 


§2 

Übertragung der Aufgaben 
des Zusatzversorgungswerks auf die Zusatzversor- 
gungskasse 

Das Zusatzversorgungswerk kann die Durchfüh- 
rung seiner Aufgaben der Zusatzversorgungskasse 
für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft 
(Zusatzversorgungskasse) übertragen (§ 2 Abs. 3 
TV). 

§3 

Durchführung der Aufgaben des Zusatzversor- 
gungswerks durch die Zusatzversorgungskasse 

(1) Die Zusatzversorgungskasse kann mit Geneh- 
migung des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung die Aufgaben des Zusatz- 


I. Rechtsgrundlagen 
§ 1 *) 

Aufgaben des Zusatzversorgungswerks 

Dem Zusatzversorgungswerk für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft (Zusatzversorgungs- 
werk) obliegt die Durchführung des Tarifvertrages 
über eine Zusatzversorgung der Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft (TV) vom 20. Novem- 
ber 1973 in der jeweils geltenden und für allge- 
meinverbindlich erklärten Fassung, insbesondere 
die Gewährung von Beihilfen an Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft und die Erhebung 
von Beiträgen von den Arbeitgebern der Land- und 
Forstwirtschaft (§ 2 Abs. 2 TV). 


3 geändert durch den 1. Nachtrag zur Übertragungsver- 
einbarung vom 17. Oktober 1975, in Kraft getreten 
mit Wirkung vom 1. Juli 1972 


24 

24 

24 
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Versorgungswerks als gemeinsame Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien der Land- und Forstwirtschaft 
im Sinne des § 4 Abs. 2 des Tarifvertragsgesetzes 
durchführen (§ 16 ZVALG, § 2 Abs. 3 TV). 

(2) Soweit von der Ubertragungsermächtigung 
des Absatzes 1 Gebrauch gemacht wird, sind die in 
Betracht kommenden Aufgaben solche, die von der 
Zusatzversorgungskasse durchgeführt werden. 


II. Durchführung von Aufgaben durch 
die Zusatzversorgungskasse 

§4 

Grundsatz 

(1) Die Zusatz versorgungskasse nimmt im Rah- 
men der gesetzlichen Vorschriften und der tarifver- 
traglichen Bestimmungen die Aufgaben des Zusatz- 
versorgungswerks wahr (§ 2 Abs. 3 TV). 

(2) Bei der Durchführung der übertragenen Auf- 
gaben handelt die Zusatzversorgungskasse im Auf- 
trag des Zusatzversorgungswerks. 

§5 

Wahrnehmung von Aufgaben durch die landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften 

Die Zusatzversorgungskasse ist berechtigt, nach 
§ 9 ZVALG die Wahrnehmung von Aufgaben des 
Zusatzversorgungswerks den landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften zu übertragen. Die erfor- 
derliche Verwaltungsvereinbarung ist zwischen der 
Zusatzversorgungskasse und den landwirtschaftli- 
chen Berufsgenossenschaften abzuschließen. Sie ist 
für das Zusatzversorgungswerk verbindlich. Vor 
Abschluß der Verwaltungsvereinbarung ist der 
Vorstand des Zusatzversorgungswerks zu hören. 

§6 

Vertretungsberechtigung 

(1) Die Zusatzversorgungskasse ist berechtigt, 
daß Zusatzversorgungswerk bei der Durchführung 
der Aufgaben des Zusatzversorgungswerks gericht- 
lich und außergerichtlich zu vertreten. Sie fügt zu 
diesem Zweck ihrem Namen die Bezeichnung 


Beschlossen in der Sitzung des Vorstandes des Zu- 
satzversorgungswerks für Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft am 5. September 1974 


Kassel, den 5. September 1974 


Lojewski 

Vorsitzender des Vorstandes des ZLF 


„Im Auftrag des Zusatzversorgungswerks für Ar- 
beitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft" 

bei. 

(2) Das Zeichnungsrecht richtet sich nach den für 
die Zusatzversorgungskasse geltenden Vorschriften 
und Bestimmungen. 

§7 

Erstattung von Verwaltungskosten 

Das Zusatzversorgungswerk erstattet der Zusatz- 
versorgungskasse die bei der Durchführung der 
übertragenen Aufgaben entstehenden Verwaltungs- 
kosten mit einem Pauschbetrag, dessen Höhe un- 
ter Berücksichtigung der Mitwirkung der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften bei der Durch- 
führung der übertragenen Aufgaben durch besonde- 
re Vereinbarung zwischen der Zusatzversorgungs- 
kasse und dem Zusatzversorgungswerk festgesetzt 
wird. 


III. Übergangs- und Schlußvorschriften 
§8 

Vorlaufkosten 

Verwaltungskosten, die vor dem Inkrafttreten 
des ZVALG zum Zwecke der Durchführung von 
Verwaltungsaufgaben für das Zusatzversorgungs- 
werk entstanden sind, werden von dem Zusatzver- 
sorgungswerk durch einen Pauschbetrag erstat- 
tet. 

§9 

Inkrafttreten 

(1) Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage nach 
der Verkündung des Gesetzes über die Errichtung 
einer Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft — ZVALG — vom 
31. Juli 1974 (BGBl I S. 1660) am 4. August 1974 in 
Kraft. 

(2) Die Vereinbarung kann mit einer Kündi- 
gungsfrist von zwei Jahren zum Schluß eines jeden 
Kalenderjahres gekündigt werden. 


Beschlossen in der Sitzung des Vorstandes der Zu- 
satzversorgungskasse für Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft am 5. September 1974 


Lindemann 

Stellv. Vorsitzender des Vorstandes der ZLA 
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Anhang 10.4 


Vereinbarung 

zwischen der Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft (ZLA) 

vertreten durch Vorstand und Geschäftsführer 
und der 

Schleswig-Holsteinischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, Kiel 
Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Oldenburg-Bremen, Oldenburg 
Hannoverschen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, Hannover 
Braunschweigischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, Braunschweig 
Lippischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, Detmold 
Rheinischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, Düsseldorf 
Westfälischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, Münster 
Hessen-Nassauischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, Kassel 
Land- und forstwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Darmstadt, Darmstadt 
Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Rheinhessen-Pfalz, Speyer 
Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft für das Saarland, Saarbrücken 
Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Oberfranken und Mittelfranken, 
Bayreuth 

Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Niederbayern-Oberpfalz, Landshut 
Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Unterfranken, Würzburg 
Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Schwaben, Augsburg 
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Oberbayern, München 
Badischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, Karlsruhe 
Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Württemberg, Stuttgart 

jeweils vertreten durch Vorstand und Geschäftsführer 

über die Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben 

gemäß § 9 des Gesetzes über die Errichtung einer Zusatzversorgungskasse 

für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft — ZVALG — vom 31. Juli 1974 

(BGBl. I S.1660) 

— Verwaltungsvereinbarung — unter Berücksichtigung des 1. Nachtrages 
vom 27. November 1975 


Inhalt 


I. Rechtsgrundlagen 

§ 1 — Aufgaben der Zusatzversorgungskasse 26 

§ 2 — Aufgaben des Zusatzversorgungswerks 26 

§ 3 — Übertragung von Aufgaben des Zusatzversorgungswerks auf 

die Zusatzversorgungskasse 26 

§ 4 — Wahrnehmungsermächtigung der landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften 26 


II. Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben durch die landwirtschaft- 


lichen Berufsgenossenschaften 

§ 5 — Grundsatz 27 

§ 6 — Sachliche und örtliche Zuständigkeit 27 
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1. Verwaltungsaufgaben der Zusatzversorgungskasse 

§ 7 — - Ausgleichsleistungen 27 

§ 8 — Aufbringungen der Mittel 27 

§ 9 — Vertretungsberechtigung 27 

2. Verwaltungsaufgaben des Zusatzversorgungswerks 

§ 10 — Beihilfen 27 

§ 11 — Aufbringung der Mittel 27 

§ 12 — Vertretungsberechtigung 27 

3. Gemeinsame Bestimmungen 

§ 13 — Verwaltung der Mittel 28 

§ 14 — Rechnungslegung 28 

§ 15 — Zweifelsfälle, besondere Vorkommnisse 28 

§ 16 — Vordrucke 28 

§ 17 — Allgemeine Aufklärung 28 

III. Erstattung von Verwaltungskosten 

§ 18 28 

IV. Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 19 — Vorlaufkosten 29 

§ 20 — Inkrafttreten 29 


I. Rechtsgrundlagen 

§ 1 

Aufgaben der Zusatzversorgungskasse 

Der Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft (Zusatzversorgungs- 
kasse) obliegt die Zahlung von Ausgleichsleistun- 
gen nach den Vorschriften des Gesetzes über die 
Errichtung einer Zusatzversorgungskasse für Ar- 
beitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft 
(ZVALG) sowie die Durchführung anderer Aufga- 
ben im Sinne des §16 ZVALG (§2 Abs. 1 
ZVALG). 

§ 2 *) 

Aufgaben des Zusatzversorgungswerks 

Dem Zusatzversorgungswerk für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft (Zusatzversorgungs- 
werk) obliegt die Durchführung des Tarifvertrages 
über eine Zusatzversorgung der Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft (TV) vom 20. Novem- 
ber 1973 in der jeweils geltenden und für allge- 
meinverbindlich erklärten Fassung, insbesondere 
die Gewährung von Beihilfen an Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft und die Erhebung 


*) geändert durch den 1. Nachtrag zur Verwaltungsver- 
einbarung vom 31. März 1976, in Kraft getreten mit 
Wirkung vom 1. Juli 1972 


von Beiträgen von den Arbeitgebern der Land- und 
Forstwirtschaft (§ 2 Abs. 2 TV). 

§3 

Übertragung von Aufgaben des Zusatzversorgungs- 
werks auf die Zusatzversorgungskasse 

(1) Die Zusatzversorgungskasse kann mit Ge- 
nehmigung des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung die Aufgaben 
des Zusatzversorgungswerks als gemeinsame Ein- 
richtung der Tarifvertragsparteien der Land- und 
Forstwirtschaft im Sinne des § 4 Abs. 2 des Tarif- 
vertragsgesetzes durchführen (§ 16 ZVALG, § 2 
Abs. 3 TV). 

(2) Soweit von der Ubertragungsermächtigung 
des Absatzes 1 Gebrauch gemacht wird, sind die in 
Betracht kommenden Aufgaben solche, die von der 
Zusatzversorgungskasse durchgeführt werden. 

§4 

Wahrnehmungsermächtigung der landwirtschaftli- 
chen Berufsgenossenschaften 

Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
können nach näherer Bestimmung des § 9 ZVALG 
innerhalb ihres Bezirks Verwaltungsaufgaben der 
Zusatzversorgungskasse wahrnehmen. 
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II. Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben 
durch die landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften 

§5 

Grundsatz 

(1) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften nehmen im Rahmen der gesetzlichen Vor- 
schriften die in den nachfolgenden Bestimmungen 
genannten Verwaltungsaufgaben für die Zusatzver- 
sorgungskasse und das Zusatzversorgungswerk 
wahr. 

(2) Bei der Wahrnehmung der Verwaltungsaufga- 
ben handeln die landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften im Auftrag der Zusatzversorgungskas- 
se. Dies gilt auch, soweit die Zusatzversorgungs- 
kasse Aufgaben des Zusatzversorgungswerks 
durchführt (§§ 16, 9 Abs. 1 ZVALG, § 2 Abs. 3 TV, 
§ 3 Abs. 2 der Verwaltungsvereinbarung). 

(3) Die für die landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften geltenden Vorschriften über die 
Rechts- und Amtshilfe bleiben unberührt (§§ 115 ff. 
RVO). 

(4) Die Zusatzversorgungskasse und die landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften nehmen die 
Verwaltungsaufgaben nach einheitlichen Grundsät- 
zen wahr. 

§6 

Sachliche und örtliche Zuständigkeit 

(1) Die sachliche Zuständigkeit der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften erstreckt sich 
auf die übertragenen und übernommenen Verwal- 
tungsaufgaben für die in § 2 Abs. 2 ZVALG und § 1 
TV genannten Personen und Betriebe. 

(2) Die örtliche Zuständigkeit der landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften erstreckt sich auf 
den Bezirk, für den die landwirtschaftliche Berufs- 
genossenschaft nach den für sie geltenden Vor- 
schriften zuständig ist (§ 790 Abs. 1 RVO). 


1. Verwaltungsaufgaben der 
Zusatzversorgungskasse 

§7 

Ausgleichsleistungen 

Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
gewähren auf der Grundlage der §§11, 12, 14 und 
15 ZVALG die Ausgleichsleistungen an Arbeitneh- 
mer der Land- und Forstwirtschaft sowie deren 
Witwen und Witwer. 

§8 

Aufbringung der Mittel 

Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
erhalten die zur Finanzierung der Aufwendungen 
nach § 7 erforderlichen Mittel nach näherer Bestim- 


mung der auf der Grundlage des § 13 ZVALG zu er- 
lassenden Finanzierungsrichtlinien und ergänzen- 
den Bestimmungen über die Bedarfsmitteilungen, 
den Bedarfsabruf und die Nachweise über die Ver- 
wendung der erhaltenen Bundesmittel. 

§9 

V ertretungsberechtigung 

(1) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften sind berechtigt, die Zusatzversorgungskas- 
se im Rahmen der Wahrnehmung der übertragenen 
und übernommenen Verwaltungsaufgaben gericht- 
lich und außergerichtlich zu vertreten. Sie fügen zu 
diesem Zweck ihrem Namen die Bezeichnung 

„Im Auftrag der Zusatzversorgungskasse für Ar- 
beitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft — An- 
stalt des öffentlichen Rechts — " 
bei. 

(2) Das Zeichnungsrecht richtet sich nach den für 
die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
geltenden Vorschriften und Bestimmungen. 

(3) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften unterrichten die Zusatzversorgungskasse 
über die Durchführung von Rechtsstreitigkeiten. 
Rechtsstreitigkeiten vor dem Bundessozialgericht 
nimmt die Zusatzversorgungskasse selbst wahr. 


2. Verwaltungsaufgaben des 
Zusatzversorgungswerks 

§ 10 

Beihilfen 

Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
gewähren auf der Grundlage der §§ 8 bis 13 TV die 
Beihilfen an Arbeitnehmer in der Land- und Forst- 
wirtschaft sowie deren Witwen und Witwer. 

§ 11 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften erheben von den beitragspflichtigen Ar- 
beitgebern der Land- und Forstwirtschaft nach nä- 
herer Bestimmung der §§ 3 bis 7 TV und den Bei- 
tragseinzugsgrundsätzen der Zusatzversorgungskas- 
se die vorgeschriebenen Beiträge. Die Beitragsein- 
gänge werden monatlich einmal an die Zusatzver- 
sorgungskasse überwiesen. 

(2) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten erhalten die zur Finanzierung der Aufwen- 
dungen nach § 10 erforderlichen Mittel nach nähe- 
rer Bestimmung der hierfür geltenden Richtlinien 
der Zusatzversorgungskasse. 

§ 12 

Vertretungsberechtigung 

(1) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften sind berechtigt, die Zusatzversorgungskas- 
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se im Rahmen der Wahrnehmung der übertragenen 
und übernommenen Verwaltungsaufgaben, auch so- 
weit diese das Zusatzversorgungswerk betreffen, 
vorbehaltlich des Absatzes 3 zu vertreten. Sie fügen 
zu diesem Zweck ihrem Namen die Bezeichnung 

„Im Auftrag der Zusatzversorgungskasse und des 
Zusatzversorgungswerks für Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft" 

bei. 

(2) Das Zeichnungsrecht richtet sich nach den für 
die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
geltenden Vorschriften und Bestimmungen. 

(3) Die Vertretungsberechtigung bezieht sich 
nicht auf die gerichtliche Vertretung. Die gerichtli- 
che Vertretung im Rahmen der Aufgaben des Zu- 
satzversorgungswerks wird von der Zusatzversor- 
gungskasse unmittelbar wahrgenommen (§14 
i. V. m. § 2 Abs. 3 TV). Zu diesem Zweck übermit- 
teln die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten der Zusatzversorgungskasse die für die Durch- 
führung des Rechtsstreites erforderlichen Unterla- 
gen. 


3. Gemeinsame Bestimmungen 
§ 13 

Verwaltung der Mittel 

(1) Die Zusatzversorgungskasse darf nur Ge- 
schäfte zur Erfüllung ihrer gesetzlich vorgeschrie- 
benen oder zugelassenen Aufgaben führen und ihre 
Mittel nur für diese Aufgaben sowie für die Ver- 
waltungskosten verwenden. 

(2) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften dürfen nur Geschäfte zur Erfüllung der ih- 
nen durch diese Verwaltungsvereinbarung zur 
Wahrnehmung übertragenen und übernommenen 
Aufgaben der Zusatzversorgungskasse und des Zu- 
satzversorgungswerks führen und die hierfür zur 
Verfügung stehenden Mittel nur für diese Aufgaben 
sowie für die Verwaltungskosten verwenden. 

(3) Die Mittel für die Aufgaben der Zusatzversor- 
gungskasse und die Mittel für die Aufgaben des 
Zusatzversorgungswerks sind getrennt zu verrech- 
nen und gesondert zu verwalten. 

§ 14 

Rechnungslegung 

(1) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften stellen der Zusatzversorgungskasse die für 
die finanzielle und statistische Berichterstattung er- 
forderlichen Angaben nach den hierfür geltenden 
Vordrucken fristgerecht zur Verfügung. 

(2) Der Zusatzversorgungskasse steht ein Prü- 
fungsrecht bei den landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften zu. Das Prüfungsrecht beschränkt 


sich auf die Prüfung der übertragenen und über- 
nommenen Verwaltungsaufgaben. Die Zusatzversor- 
gungskasse beauftragt die Prüfungs- und Bera- 
tungsstelle des Bundesverbandes der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften mit der Prü- 
fung, sofern sie sie nicht selbst vornimmt. Die prü- 
fende Stelle ist berechtigt, das Prüfungsrecht durch 
Einsicht in die Bücher und Belege an Ort und Stelle 
oder an ihrem Sitz selbst auszuüben oder durch ei- 
nen Beauftragten ausüben zu lassen. Die landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften erteilen die 
hierzu erforderlichen Auskünfte. 

§ 15 

Zweifelsfälle, besondere Vorkommnisse 

Zur Wahrung der einheitlichen Verwaltungspra- 
xis (§ 5 Abs. 4) 

1. wird die Zusatzversorgungskasse die landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften über die 
zur Wahrnehmung der Verwaltungsaufgaben er- 
forderlichen einheitlichen Grundsätze, die 
Rechtsprechung sowie über besondere Vor- 
kommnisse, 

2. werden die landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften in Zweifelsfällen die Entscheidung 
der Zusatzversorgungskasse einholen und sie 
über besondere Vorkommnisse bei der Wahr- 
nehmung der übertragenen und übernommenen 
Verwaltungsaufgaben 

unterrichten. 

§ 16 

Vordrucke 

Im Rahmen der Wahrnehmung der Verwaltungs- 
aufgaben für die Zusatzversorgungskasse und das 
Zusatzversorgungswerk werden die von der Zusatz- 
versorgungskasse vorgeschriebenen Vordrucke ver- 
wendet. 

§ 17 

Allgemeine Aufklärung 

Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
unterstützen die Zusatzversorgungskasse bei der 
Durchführung der allgemeinen Aufklärung der Be- 
rechtigten (§ 15 Abs. 4 ZVALG). 


III. Erstattung von Verwaltungskosten 

§ 18 

Die Zusatzversorgungskasse erstattet, zugleich 
für das Zusatzversorgungswerk, den landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften die bei der Durch- 
führung der wahrzunehmenden Aufgaben entste- 
henden Verwaltungskosten mit einem einheitlichen 
Pauschbetrag (§ 9 Abs. 1 Satz 2 ZVALG). 
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IV. Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 19 

Vorlaufkosten 

Verwaltungskosten, die den landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften vor dem Inkrafttreten des 
ZVALG zum Zwecke der Wahrnehmung von Ver- 
waltungsaufgaben im Sinne des § 9 ZVALG entstan- 
den sind, sind Verwaltungskosten im Sinne des § 13 
ZVALG und werden von der Zusatzversorgungskas- 
se, zugleich auch für das Zusatzversorgungswerk, 
mit einem einheitlichen Pauschbetrag erstattet. 

§20 

Inkrafttreten 

(1) Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage nach 
der Verkündung des Gesetzes über die Errichtung 
einer Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft vom 31. Juli 1974 
(BGBl I S. 1660) am 4. August 1974 in Kraft. 

(2) Die Vereinbarung kann mit einer Kündi- 
gungsfrist von zwei Jahren zum Schluß eines jeden 
Kalenderjahres gekündigt werden. Im Falle der 
Kündigung sind das vorhandene Vermögen sowie 
sämtliche Verwaltungsunterlagen der Zusatzversor- 
gungskasse oder einer von ihr benannten Stelle zu 
übertragen. 


Kassel, den 6. September 1974 
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